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1 EINLEITUNG 
(BauGB Anlage 1 Nr. 1) 

Gemäß § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) ist bei der Aufstellung oder Änderung von Bauleitplänen eine 
Umweltprüfung durchzuführen. Prüfungsgegenstand ist die Ermittlung der voraussichtlichen erheblichen 
Umweltauswirkungen des Bauleitplans auf die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a 
BauGB. Sie sind in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu bewerten. Zwingende Mindestanforderun-
gen an die Gliederung und den Inhalt des Umweltberichts ergeben sich aus der Anlage 1 zum BauGB (OVG 
Hamburg, Urteil vom 27. April 2016 – 2 E 20/13.N). 

Die Umweltprüfung ist ein Bestandteil der bauleitplanerischen Abwägung. Den erforderlichen Prüfungsum-
fang und Detaillierungsgrad legt die Gemeinde eigenverantwortlich fest. Hierbei hat sie eine Prognose dar-
über zu stellen, welche Wirkungen vernünftigerweise bei objektiver Betrachtung zu erwarten sind (Dr. 
Busse, J., et al., 2013, S. 15). 

1.1 Kurzdarstellung der wichtigsten Ziele und Inhalte des Bauleitplans 

(BauGB Anlage 1 Nr. 1 a) 

1.1.1 Ziele 

Das Ziel der Planung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung einer 
Freiflächen-Photovoltaikanlage (PV-FFA) durch die Änderung des Flächennutzungsplans und die Aufstel-
lung eines Bebauungsplans. 

1.1.2 Festsetzungen 

ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

Das Plangebiet wird als Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung „Freiflächen-Photovol-
taikanlage“ ausgewiesen, da die Fläche der Stromerzeugung durch Photovoltaik dienen soll. Zusätzlich fin-
det eine landwirtschaftliche Nutzung in Form von z. B. Mahd und Beweidung statt. Bauliche Nebenanlagen 
sind nur dann zulässig, wenn diese der Hauptnutzung dienen. 

VERSIEGELUNGSGRAD 

In der Fläche für Versorgungsanlagen wird eine GRZ von 0,6 festgesetzt. Die festgesetzte GRZ darf nicht 
überschritten werden. 

PHOTOVOLTAIK-MODULE 

Die Aufbauhöhe der Modultische darf einen Wert von 4,0 m nicht überschreiten. Hierdurch werden Aus-
wirkungen auf das Landschaftsbild vermindert. 

GRÜNORDNERISCHE FESTSETZUNGEN 

Unter den Modultischen wird Raum für die Ansiedlung von Fauna und einer extensiven Mahd geschaffen. 
Durch die Gestaltung und Pflege als extensives Grünland soll die Fläche so gut wie möglich zusätzliche öko-
logische Funktionen erfüllen können. Entlang der Plangebietsgrenzen wird eine strukturreiche Eingrünung 
festgesetzt. Darüber hinaus werden die geschützten Landschaftsbestandteile, die durch das Plangebiet ver-
laufen, zum Erhalt festgesetzt. 
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1.1.3 Angaben zum Standort 

 
Abbildung 1: Luftbild mit Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs (gelbe Linie), genordet (Land NRW, 2025) 

Das Plangebiet befindet sich südwestlich der Ortslage Vossenack und westlich von Simonskall in der Ge-
meinde Hürtgenwald. Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Grundstücke Gemarkung Vossenack, 
Flur 9, Flurstücke 14, 48, 49, 64 und 65. Er umfasst somit eine Fläche von 19,55 ha. Derzeit wird das Plan-
gebiet als Dauergrünland genutzt. Durch das Plangebiet verlaufen zwei Gehölzreihen jeweils von Nordwes-
ten nach Südosten. Im südlichen Bereich befindet sich eine kleine Versorgungslage, auf der eine Funkanlage 
errichtet ist. Entlang der westlichen Grenze verläuft die B 399, an die verschiedene Wirtschaftswege an-
schließen. 

Im Umfeld bestehen unterschiedliche Nutzungen. Im Norden liegen das Franziskus-Gymnasium Vossenack 
sowie der Ehrenfriedhof, eine Grabstätte für die Opfer des Zweiten Weltkriegs. Weiterhin sind hier land-
wirtschaftliche Betriebe ansässig. Im Nordwesten befindet sich ein Reitplatz. Im Südosten sind mehrere 
landwirtschaftliche Betriebe ansässig. Ansonsten grenzt das Plangebiet im Westen auf der anderen Seite 
der B 399 an weiteres Grünland, das ebenfalls von Gehölzreihen durchzogen ist. Weiter westlich folgen 
Waldflächen. Im Süden und Osten grenzt das Plangebiet unmittelbar an Wald, der teilweise von Kalami-
tätsflächen betroffen ist. 
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1.1.4 Bedarf an Grund und Boden 

Bedarf an Grund und Boden 

Nutzung 

Fläche in m² (ca.) 

Gesamt Teilfläche 
Versiegelung/ 
Überbauung 

    

Bestand 

Grünland 188.834 – – 

Fernmeldeanlage (im Ackerland) 137 – 137 

Gehölzflächen 6.572 – – 

Summe 195.543 – 137 

    

Planung 

Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbe-
stimmung „Fernmeldeanlage“ 

639 – 137 

Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbe-
stimmung „Freiflächen-Photovoltaikanlage“ 

194.904 – 79.128 

davon Flächen zum Erhalt von Bepflanzun-
gen 

 6.572 – 

davon Flächen zum Anpflanzen von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-
gen (M1+M2) 

 23.506 – 

Summe 195.543 – 79.265 

Tabelle 1: Bedarf an Grund und Boden 

1.2 Einschlägige Umweltschutzziele aus Fachgesetzen und Fachplänen 

Einschlägige Fachgesetze, Raumordnung, Bauleitplanung und naturschutzfachliche oder wasserrechtliche 
Schutzgebiete treffen übergeordnete natur- und landschaftsbezogene Vorgaben. Im Folgenden wird dar-
gelegt, wie die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten Ziele des Umweltschutzes, die 
für das Vorhaben von Bedeutung sind, bei der Aufstellung des Bauleitplans berücksichtigt wurden. Da was-
serrechtliche Schutzgebiete funktional dem Schutzgut Wasser zugeordnet sind, werden diese zum besseren 
Verständnis erst in Kapitel 2.1.4 „Wasser“ sowie den darauf aufbauenden Kapiteln dieses Umweltberichts 
beschrieben. 

1.2.1 Fachgesetze 

Umweltschutzziele Art der Berücksichtigung 

Tiere 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf Tiere zu berücksichtigen. 

Eine Konkretisierung dieser Belange ergibt sich aus dem allgemeinen 
sowie dem speziellen Artenschutz des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG). Gemäß § 39 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 

• wild lebende Tiere mutwillig zu beunruhigen oder ohne vernünf-
tigen Grund zu fangen, zu verletzen oder zu töten, 

Gemäß einer artenschutzrechtlichen Prü-
fung der Stufe 2 sind aufgrund des Fehlens 
von planungsrelevanten Arten keine Maß-
nahmen erforderlich. Auch eine Bauzeiten-
regelung wird als nicht erforderlich betrach-
tet. Diese wird jedoch als vorsorgliche Maß-
nahmen in den Bebauungsplan aufgenom-
men (vgl. Kap. 2.4). 
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• Lebensstätten wild lebender Tiere ohne vernünftigen Grund zu 
beeinträchtigen oder zu zerstören. 

Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 

• wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzu-
stellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Ent-
wicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen 
oder zu zerstören, 

• wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europä-
ischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mau-
ser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stö-
ren; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Stö-
rung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art ver-
schlechtert, 

• Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der be-
sonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu be-
schädigen oder zu zerstören. 

 

Pflanzen 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf Pflanzen zu berücksichtigen. Eine Konkreti-
sierung dieser Belange ergibt sich auch hier aus dem allgemeinen so-
wie dem speziellen Artenschutz des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG). Gemäß § 39 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 

• wild lebende Pflanzen ohne vernünftigen Grund von ihrem Stand-
ort zu entnehmen oder zu nutzen oder ihre Bestände niederzu-
schlagen oder auf sonstige Weise zu verwüsten, 

• Lebensstätten wild lebender Pflanzen ohne vernünftigen Grund 
zu beeinträchtigen oder zu zerstören. 

Die dem Bauleitplanverfahren zugrunde lie-
gende Fläche beherbergt keine wild leben-
den Pflanzen, sodass diesbezüglich keine 
expliziten Maßnahmen zu treffen sind. Eine 
Anreicherung erfolgt durch die Festsetzung 
als extensives Grünland unter und zwischen 
den Photovoltaikmodulen sowie durch die 
Anpflanzung einer strukturreichen Eingrü-
nung. Die geschützten Landschaftsbestand-
teile werden zudem zum Erhalt festgesetzt. 

Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 

• wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre 
Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre 
Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Besonders geschützte Pflanzenarten sind im 
Plangebiet nicht vorhanden, sodass keine 
Festsetzungen für den Erhalt getroffen wer-
den müssen. 

Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich vo-
raussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft in der Abwägung zu berücksichtigen. Der Umfang der erforder-
lichen Kompensationsmaßnahmen bemisst sich typischerweise an 
den vor dem Eingriff vorhandenen Pflanzengesellschaften. 

Die erforderlichen Kompensationsmaßnah-
men werden in einem Landschaftspflegeri-
schen Fachbeitrag bestimmt. 

Biologische Vielfalt 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf die biologische Vielfalt zu berücksichtigen. 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans 
wird die Errichtung einer PV-FFA auf der Flä-
che vorbereitet. Explizit negative Auswir-
kungen auf die biologische Vielfalt sind 
nicht zu erwarten. 

Fläche 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf die Fläche zu berücksichtigen. 

Gemäß § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam 
und schonend umgegangen werden, wobei die Möglichkeiten der In-
nenentwicklung zu nutzen und Bodenversiegelungen auf das notwen-
dige Maß zu begrenzen sind. 

Standortalternativen wurden auf der vorge-
lagerten Planungsebene untersucht. Es wird 
ein Flächenanteil von etwa 60 % für die 
Überbauung mit PV-Modulen vorgesehen. 
Die notwendige Versiegelung für die Metall-
konstruktion bleibt hierbei minimal. 

Boden 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf den Boden zu berücksichtigen. 

Durch Festsetzungen zum Maß der bauli-
chen Nutzung wird die Bodenversiegelung 
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Gemäß § 1 BBodSchG sind schädliche Bodenveränderungen abzu-
wehren, Boden und Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewässer-
verunreinigungen zu sanieren und es ist Vorsorge gegen nachteilige 
Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Bo-
den sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen vermie-
den werden. 

auf das für die Erfüllung der Planungsziele 
erforderliche Maß begrenzt. 

Da die Bodenstruktur nur in geringem Maß 
verändert wird und die Fläche nach dem 
Rückbau der PV-Anlage der bisherigen Nut-
zung zugeführt werden kann, ist nicht mit 
erheblichen Auswirkungen zu rechnen. 

Wasser 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf das Wasser zu berücksichtigen. 

Oberflächengewässer sind im Plangebiet 
nicht vorhanden, weshalb keine Auswirkun-
gen zu erwarten sind. 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB ist bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne der sachgerechte Umgang mit Abwässern zu berücksichtigen. 

Eine Versorgung des Geltungsbereichs ist 
nicht erforderlich. Niederschlagswasser soll 
durch eine flächige Versickerung abgeleitet 
werden. Da bei der Aufstellung der Modul-
tische lediglich die Modultischprofile in den 
Boden gerammt werden, handelt es sich nur 
um eine marginale Veränderung der Aus-
gangssituation. 

Gemäß der Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen 
länderübergreifenden Hochwasserschutz (BRPHV) sind die Starkre-
gengefahrenhinweiskarte, die Hochwasserrisikokarte und die Hoch-
wassergefahrenkarte zu berücksichtigen. 

Im Hinblick auf den Hochwasser- und 
Starkregenschutz können negative planbe-
dingte Auswirkungen ausgeschlossen wer-
den. 

Luft und Klima 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf Luft und Klima zu berücksichtigen. 

Die Auswirkungen des Planvorhabens auf 
Luft und Klima wurden berücksichtigt. Ins-
gesamt sind keine negativen Auswirkungen 
zu erwarten (vgl. Kap. 2.1.5). 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB ist bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne die Vermeidung von Emissionen zu berücksichtigen. 

Photovoltaikanlagen rufen in der Regel 
keine Emissionen hervor, die sich erheblich 
negativ auf die klimatische oder lufthygieni-
sche Situation auswirken. Durch den Be-
trieb werden Emissionen aus konventionel-
ler Stromerzeugung vermieden. 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 h ist bei der Aufstellung der Bauleitpläne die 
Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die 
durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäi-
schen Union festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten 
werden, zu berücksichtigen. 

Die Belange wurden berücksichtigt, vorlie-
gend ist jedoch nicht von einer erheblichen 
Beeinträchtigung der Luftqualität auszuge-
hen. 

Gemäß § 1a Abs. 5 BauGB soll den Erfordernissen des Klimaschutzes 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, 
als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, 
Rechnung getragen werden. 

Mit der Planung werden die Voraussetzun-
gen für die Errichtung einer PV-FFA geschaf-
fen. Hierdurch wird ein Beitrag zur Energie-
wende geleistet. 

Nach dem im § 50 BImSchG normierten Trennungsgebot sind die für 
eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuord-
nen, dass schädliche Umwelteinwirkungen so weit wie möglich ver-
mieden werden. 

Die Plankonzeption ermöglicht eine Anord-
nung der Nutzungen, die schädliche Um-
welteinwirkungen so weit wie möglich ver-
meidet. 

Landschaftsbild 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu berücksichtigen. 

Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind 
aufgrund des Waldes im Süden und Osten 
teilweise eingeschränkt. Zusätzlich trägt die 
Festsetzung einer Eingrünung sowie der 
maximalen Anlagenhöhe zur Minderung der 
Auswirkungen bei. 



Gemeinde Hürtgenwald 

Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. K 16 

 

 

 

6 

Mensch 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 c BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie 
die Bevölkerung insgesamt zu berücksichtigen. 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB ist bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne die Vermeidung von Emissionen zu berücksichtigen. 

Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch 
durch Immissionen in Form von Reflexionen 
oder Blendwirkung wurden in einem Blend-
gutachten untersucht. Erhebliche Auswir-
kungen auf die umliegenden Gebäude so-
wie die B 399 sind nicht zu erwarten (vgl. 
Kap. 2.1.7). 

Kultur- und Sachgüter 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 d BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter zu be-
rücksichtigen. 

Schützenswerte Kulturgüter wurden be-
rücksichtigt. Es sind keine negativen Auswir-
kungen zu erwarten. 

Gemäß § 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB soll die Notwendigkeit der Umwand-
lung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen begründet 
werden. 

Wald wird durch die Planung nicht bean-
sprucht. Eine landwirtschaftliche Nutzung 
bleibt auf der Fläche in Form einer extensi-
ven Wiese grundsätzlich erhalten (vgl. 
Kap. 2.1.8). 

Gemäß § 3 DSchG NRW sind die Belange des Denkmalschutzes und 
der Denkmalpflege bei öffentlichen Planungen und Maßnahmen an-
gemessen zu berücksichtigen. 

Gemäß § 9 Abs. 1 DSchG NRW bedarf der Erlaubnis der unteren Denk-
malbehörde, wer Baudenkmäler oder ortsfeste Bodendenkmäler be-
seitigen, verändern, an einen anderen Ort verbringen oder die bishe-
rige Nutzung ändern will, in der engeren Umgebung von Baudenkmä-
lern oder ortsfesten Bodendenkmälern Anlagen errichten, verändern 
oder beseitigen will, wenn hierdurch das Erscheinungsbild des Denk-
mals beeinträchtigt wird, oder bewegliche Denkmäler beseitigen 
oder verändern will. 

Beim Auftreten archäologischer Boden-
funde und Befunde ist die Stadt als untere 
Denkmalbehörde oder das LVR-Amt für Bo-
dendenkmalpflege im Rheinland unverzüg-
lich zu informieren. 

Bodendenkmal und Fundstelle sind zu-
nächst unverändert zu erhalten. Die Wei-
sung des LVR-Amts für Bodendenkmal-
pflege für den Fortgang der Arbeiten ist ab-
zuwarten. 

Wirkungsgefüge 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleit-
pläne Auswirkungen auf das Wirkungsgefüge zwischen den Schutzgü-
tern Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft und Klima zu berück-
sichtigen. 

Das Wirkungsgefüge zwischen den Schutz-
gütern wurde berücksichtigt. Durch die Pla-
nung werden keine explizit negativen Aus-
wirkungen hervorgerufen. 

Tabelle 2: Umweltschutzziele aus Fachgesetzen (eigene Darstellung) 

Über die genannten Fachgesetze hinaus werden auch die unterschiedlichen übergeordneten Fachplanun-
gen auf ihre Umweltschutzziele überprüft. Im Folgenden werden weitere planungsrechtliche Rahmenbe-
dingungen hinsichtlich ihrer umweltbezogenen Vorgaben dargestellt und auf planbedingte Konflikte unter-
sucht. 

1.2.2 Landesentwicklungsplan 

Gemäß § 4 Abs. 1 ROG sind die Ziele der Raumordnung zu beachten sowie die Grundsätze und sonstige 
Erfordernisse der Raumordnung in Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen. Ferner 
bestimmt § 1 Abs. 4 BauGB als Grundsatz der Bauleitplanung, dass Bauleitpläne, mithin also auch Bebau-
ungspläne, an die Ziele der Raumordnung anzupassen sind. 

Infolge eines Urteils des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen, das die 1. Änderung 
des Landesentwicklungsplans NRW für unwirksam erklärt (OVG NRW, Urteil vom 21. März 2024 – 
11 D 133/20.NE), gilt nunmehr der LEP 2019 zzgl. der 2. Änderung, die am 1. Mai 2024 in Kraft trat. Hierin 
werden ausschließlich für raumbedeutsame PV-FFA Vorgaben getroffen. Hierzu heißt es in den Erläuterun-
gen zu Ziel 10.2-14 LEP NRW: 

Zwar ist die Rauminanspruchnahme durch Überschreitung einer bestimmten Größe (ha) allein kein 
ausreichendes Kriterium für die Raumbedeutsamkeit. Der flächenmäßigen Ausdehnung von 



Gemeinde Hürtgenwald 

Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. K 16 

 

 

 

7 

Freiflächen -Solarenergieanlagen kommt jedoch eine Indizwirkung für die Raumbedeutsamkeit ge-
mäß den nachfolgenden Erwägungen zu. 

Bei Anlagen ab einer Größe von 10 Hektar und mehr ist von einer Raumbedeutsamkeit im Sinne 
des Ziels 10.2 -14 und der nachfolgenden Festlegungen in Kapitel 10.2 des LEP NRW auszugehen, 
wenn nicht Umstände des Einzelfalls der Raumbedeutsamkeit entgegenstehen. Dies kann zum Bei-
spiel sein, wenn aufgrund ihrer Bauart und ihrer Lage die Auswirkungen einer Freiflächen - Solar-
energieanlage mit einer Größe von mehr als 10 Hektar über den unmittelbaren Nahbereich hinaus 
ausgeschlossen werden können […]. 

In Anlehnung an die Größenklassen des UVPG wird für Freiflächen - Solarenergieanlagen von 
2 Hektar bis weniger als 10 Hektar in der Regel eine Prüfung des Einzelfalls erforderlich sein, ob 
eine Raumbedeutsamkeit festgestellt werden kann […]. Sofern sich aus den anderen unten genann-
ten Kriterien keine Raumbedeutsamkeit ergibt, kann davon ausgegangen werden, dass bestimmte 
Anlagen auch mit einer Größe von deutlich mehr als 2 Hektar und unterhalb von 10 Hektar nicht 
raumbedeutsam sind. 

Bei Freiflächen -Photovoltaikanlagen kleiner als 2 Hektar kann in der Regel davon ausgegangen 
werden, dass diese Anlagen nicht raumbedeutsam sind und somit nicht unter die Festlegungen des 
Ziels 10.2-5 fallen. In Einzelfällen mögen lokale Rahmenbedingungen aber auch dazu führen, dass 
auch solche verhältnismäßig kleinen Anlagen raumbedeutsam sind wie zum Beispiel eine weithin 
sichtbare Anlage auf einem Bergrücken, der ansonsten keine baulichen Anlagen und nur eine nied-
rige Vegetation aufweist. 

Insbesondere folgende weitere Kriterien können für eine Beurteilung der Raumbedeutsamkeit von 
Freiflächen-Solarenergieanlagen herangezogen werden: 

• die Lage 

• Ob eine Freiflächen-Solarenergieanlage zum Beispiel im Flachland oder in topographisch 
bewegten Gebieten oder auch angrenzend an bebaute Gebiete realisiert werden soll, kann 
einen Einfluss auf die Bewertung der Raumbedeutsamkeit haben. 

• das Maß der Beeinträchtigung des Landschaftsbilds 

• Zu nennen sind in diesem Zusammenhang die Sichtbarkeit, Spiegelungen, optisch bedrän-
gende Wirkungen (oder deren Fehlen), Zaunanlage. 

• die Vorbelastung oder technische Überprägung der Landschaft 

• Hiermit sind Splittersiedlungen, gehäufte Einzelbebauungen oder das Umfeld von Kläran-
lagen und Umspannwerken und ähnlichem gemeint. 

• die Vereinbarkeit mit der Standortumgebung 

• Hier kann es zum Beispiel von Bedeutung sein, in welchem der landesweit oder regional 
bedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche die Freiflächen-Solarenergieanlage liegt. 

• oder Summeneffekte von angrenzenden und mittelbar benachbarten vorhandenen Anla-
gen (Zerschneidungseffekt). 

Vorliegend umfasst das Plangebiet eine Größe von 19,55 ha. Ab einer Größe von 10 ha ist regelmäßig von 
einer Raumbedeutsamkeit auszugehen. Die Fläche liegt in einem topografisch bewegten Gebiet. Von der 
B 339 in Kammlage aus ist die nach Osten abfallende Fläche sichtbar, jedoch nicht vollständig einsehbar. 
Im südöstlich liegenden Tal geht die Fläche in den Wald über, sodass hier die Sichtbarkeit vom Wald aus 
eingeschränkt ist. Spiegelungen wären ebenfalls nur aus dem Wald heraus sichtbar. Eine technische Über-
prägung der Landschaft liegen mit Ausnahme des Funkturms und einzelner, teils erst in der Ferne sichtbarer 
Windenergieanlagen, nicht vor. Bisher bestehen keine PV-FFA im Umfeld. Es gibt demnach Gründe, die 
sowohl für als auch gegen eine Raumbedeutsamkeit sprechen. 

Daher wird i. S. d. Planungssicherheit überprüft, ob das Vorhaben an die Ziele und Grundsätze für raumbe-
deutsame PV-FFA angepasst ist. Der LEP NRW trifft im Hinblick auf PV-FFA, soweit er die kommunale Bau-
leitplanung betrifft, folgende Vorgaben: 
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Geltender LEP NRW (Stand 2024) Berücksichtigung 

Ziel 10.2-14: Raumbedeutsame Freiflächen-Solarenergie im 
Freiraum 

Regional- oder Bauleitplanung für raumbedeutsame Freiflä-
chen-Solarenergieanlagen ist im Freiraum mit Ausnahme von 
regionalplanerisch festgelegten Waldbereichen und Bereichen 
für den Schutz der Natur möglich, wenn der jeweilige Standort 
mit der Schutz- und Nutzfunktion der jeweiligen Festlegung im 
Regionalplan vereinbar ist. Dabei ist dem überragenden öf-
fentlichen Interesse des Ausbaus der Erneuerbaren Energien 
Rechnung zu tragen. 

Auf die konkreten Zielaussagen zum Regionalplan 
wird in Kapitel 1.2.3 eingegangen. Konflikte beste-
hen hier demnach nicht. 

Ziel 10.2-15: Inanspruchnahme von hochwertigen Ackerböden 
für raumbedeutsame Freiflächen-Solarenergie 

Regional- oder Bauleitplanung für raumbedeutsame Freiflä-
chen-Solarenergieanlagen auf hochwertigen Ackerböden darf 
nur für Agri-Photovoltaikanlagen erfolgen. 

Im Plangebiet liegen Bodenwertzahlen zwischen 20 
und 50 (geringer bis mittlerer Bodenwert) vor. Das 
Ziel wird somit beachtet. 

Grundsatz 10.2-16: Inanspruchnahme von landwirtschaftli-
chen Kernräumen und vergleichbaren Flächen für raumbe-
deutsame Freiflächen-Solarenergie 

Regional- oder Bauleitplanung für raumbedeutsame Freiflä-
chen-Solarenergieanlagen soll auf Flächen innerhalb der allge-
meinen Freiraum- und Agrarbereiche, die sich durch beson-
ders hohe landwirtschaftliche Ertragskraft der Böden, beson-
ders günstige Agrar- und Betriebsstrukturen oder eine beson-
ders hohe Wertigkeit für spezielle landwirtschaftliche Nutzun-
gen wie Sonderkulturen auszeichnen, nur für Agri-Photovolta-
ikanlagen erfolgen. 

Landschaftliche Kernräume sollen erst mit der drit-
ten LEP-Änderung aufgenommen werden. Auch im 
landwirtschaftlichen Fachbeitrag zum Regionalplan 
Köln sind keine landwirtschaftlichen Kernräume aus-
gewiesen. 

Grundsatz 10.2-17: Besonders geeignete Standorte für raum-
bedeutsame Freiflächen-Solarenergie im Freiraum 

Für raumbedeutsame Freiflächen-Solarenergieanlagen im 
Freiraum sollen vorzugsweise 

• geeignete Brachflächen, 

• geeignete Halden und Deponien, 

• geeignete Flächen in landwirtschaftlich benachteilig-
ten Gebieten, 

• künstliche und erheblich veränderte Oberflächenge-
wässer oder 

• Windenergiebereiche, sofern dies mit der Vorrang-
funktion dieser Bereiche vereinbar ist, 

genutzt werden. 

Des Weiteren sollen vorzugsweise Flächen bis zu einer Entfer-
nung von 500 Metern von Bundesfernstraßen, Landesstraßen 
und überregionalen Schienenwegen des Personen- und Güter-
verkehrs genutzt werden. 

Dabei soll die Anlagenausweisung vorrangig entlang von Bun-
desfernstraßen und überregionalen Schienenwegen erfolgen. 
Entlang von allen anderen dem öffentlichen Verkehr gewidme-
ten Straßen und Schienenwegen des Personen- und Güterver-
kehrs sowie angrenzend an den Siedlungsraum sollen dagegen 
vorzugweise nur Flächen bis zu einer Entfernung von 200 Me-
tern genutzt werden. 

Prioritär sollte die Anlagenausweisung nicht singulär im Frei-
raum erfolgen, sondern beginnend von der Infrastrukturanlage 
oder im Zusammenhang mit einer baulichen Nutzung und da-
bei die Belange landwirtschaftlicher Betriebe berücksichtigen. 

Dem Grundsatz wird gefolgt. Die Fläche liegt unmit-
telbar an der B 399. 
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Geltender LEP NRW (Stand 2024) Berücksichtigung 

Auf den besonderen Schutz landwirtschaftlicher Flächen mit 
hochwertigen Ackerböden im Ziel 10.2-15 und den in der Ab-
wägung zu berücksichtigenden landwirtschaftlichen Kernräu-
men im Grundsatz 10.2-16 wird verwiesen. 

Grundsatz 10.2-18 – Freiflächen-Solarenergie im Siedlungs-
raum 

Bauleitplanung soll die Freiflächen-Solarenergienutzung im 
Siedlungsraum als arrondierende, den anderen gewerblichen 
und industriellen Nutzungen untergeordnete Nutzung unter-
stützen. 

Der Grundsatz wird in der Art berücksichtigt, dass 
solche Entwicklungen durch die Planung nicht unter-
bunden werden. 

Tabelle 3: Berücksichtigung der Ziele und Grundsätze des LEP NRW 

1.2.3 Regionalplan 

 
Abbildung 2: Auszug aus der Neuaufstellung des Regionalplans Köln mit Markierung des räumlichen Geltungsbereichs (gelber Kreis), o. M. 
(Bezirksregierung Köln, 2025 a) 

Die Neuaufstellung des Regionalplans Köln legt das Plangebiet als Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereich 
(AFAB) fest. Der AFAB sichert die Funktionen der Landwirtschaft und des Freiraums. Hierzu gehören z. B. 
Flächen für die landwirtschaftliche Nutzungen und Grünflächen sowie nicht überwiegend durch bauliche 
Anlagen geprägte Einrichtungen für Erholung, Sport, Freizeit und Tourismus. Weiterhin dienen AFAB auch 
der Unterbringung von Ortslagen mit weniger als 2.000 Einwohnern (Bezirksregierung Köln, 2025 b, S. 
91 ff.). Der räumliche Geltungsbereich wird zwar bislang landwirtschaftlich genutzt, weist jedoch weder 
eine hohe Eignung noch eine besondere Bedeutung für die Landwirtschaft auf. Der AFAB wird daher in 
seiner landwirtschaftlichen Nutzungsfähigkeit nicht relevant beeinträchtigt. Es sind keine besonderen loka-
len Gegebenheiten erkennbar, die im speziellen Einzelfall nicht mit dem Planvorhaben vereinbar sind. Der 
AFAB steht dem Planvorhaben somit nicht entgegen. 

Des Weiteren wird das Plangebiet von einem Bereich für den Schutz der Landschaft und landschaftsorien-
tierte Erholung (BSLE) überlagert. Die BSLE kennzeichnen AFAB, Waldbereiche und Oberflächengewässer, 
die z. B. eine besondere Bedeutung für die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und die Regenerationsfä-
higkeit der Naturgüter vorweisen (vgl. ebd., S. 105). Zur Vereinbarkeit mit dem BSLE ist der Grundsatz 29 
heißt es: 
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G.29 BSLE erhalten und entwickeln 

Bereiche für den Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erholung (BSLE) sind als Vorbe-
haltsgebiete festgelegt. 

In den BSLE sollen 

• die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und die Regenerationsfähigkeit der Naturgüter, 

• Landschaftsräume mit besonderer Eigenart, Vielfalt und Schönheit und/oder von kulturhis-
torischer Bedeutung, 

• wesentliche Landschaftsstrukturen und deren landschaftstypische Ausstattung mit natürli-
chen Landschaftsbestandteilen einschließlich für den Biotopverbund bedeutsamer Ele-
mente und 

• die Voraussetzungen für landschaftsorientierte Erholungs-, Sport-, Tourismus- und Freizeit-
nutzungen 

gesichert und entwickelt werden. 

Planungen und Maßnahmen, die mit diesen Funktionen und Nutzungen nicht vereinbar sind, sollen 
vermieden werden. 

Durch die Planung wird nur eine Teilfläche des gesamten BSLE in Anspruch genommen, da nahezu der ge-
samte Außenbereich der Gemeinde Hürtgenwald als BSLE festgelegt ist. Es handelt sich um eine landwirt-
schaftliche Nutzfläche, die im Vergleich zum übrigen Freiraum keine besonders prägende Wirkung auf-
weist. Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts kann aufgrund der eher geringen Versiegelung gewahrt 
bleiben. Landschaftselemente in Form von Bewuchs bleiben erhalten. Eine Freizeitnutzung ist auch derzeit 
auf der Fläche nicht möglich. 

Z.21 BSLE fachplanerisch sichern 

Die Fachplanung hat die Bereiche für den Schutz der Landschaft und landschaftsorientierte Erho-
lung (BSLE) unter Berücksichtigung der jeweiligen Schutz- und Entwicklungsfähigkeit durch geeig-
nete Maßnahmen zu sichern. Wesentliche Teile für die Funktionen und Nutzungen gemäß (G. 29) 
BSLE erhalten und entwickeln sind entsprechend den fachgesetzlichen Regelungen als Land-
schaftsschutzgebiete auszuweisen. 

Das geplante BSLE wird durch die Ausweisung als Landschaftsschutzgebiet gesichert (vgl. Kapitel 1.2.5). Na-
tur- und landschaftsbezogene planerische Vorgaben, die darüber hinausgehen, werden für die verfahrens-
gegenständliche Fläche nicht getroffen. Die Planung folgt somit den Festlegungen des Regionalplans. 

SACHLICHER TEILPLAN ERNEUERBARE ENERGIEN 

Zur Umsetzung und Konkretisierung der bundes- und landesplanerischen Vorgaben im Bereich der erneu-
erbaren Energie erarbeitet die Bezirksregierung Köln darüber hinaus aktuell den Sachlichen Teilplan Erneu-
erbare Energien (Bezirksregierung Köln, 2025 c). Der von der Regionalplanungsbehörde erarbeitete zweite 
Planentwurf wurde vom Regionalrat in seiner Sitzung am 4. Juli 2025 zur öffentlichen Auslegung bzw. Ver-
öffentlichung beschlossen. Im Entwurf des sachlichen Teilplans werden Vorgaben für die Nutzung der So-
larenergie getroffen. Hierbei handelt es sich um den Grundsatz 1 „Freiflächen-Solarenergieanlagen in kon-
fliktarme Bereiche lenken“ und den Grundsatz 2 „Freiflächen-Solarenergieanlagen freiraumverträglich ge-
stalten“. Im Hinblick auf Grundsatz 1 kann auf die vorigen Ausführungen sowie auf Kapitel 1.2.2 verwiesen 
werden. 

Dem Grundsatz zur freiraumverträglichen Gestaltung der PV-Freiflächenanlagen (G.2) kann mit der struk-
turreichen Eingrünung und der vorgesehenen Durchlässigkeit der Flächen Rechnung getragen werden. Zu-
dem wird im Rahmen der Biotopwertbilanzierung festgestellt, dass durch die Umsetzung des geplanten 
Vorhabens ein Überschuss an 2.327 zusätzlichen Ökopunkten generiert wird (vgl. Kapitel 8.1 der Begrün-
dung sowie den Landschaftspflegerischen Fachbeitrag). 

Insofern sind keine Konflikte mit dem in Aufstellung befindlichen Sachlichen Teilplan Erneuerbare Energien 
erkennbar. 
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1.2.4 Flächennutzungsplan 

Der bestehende Flächennutzungsplan der Gemeinde Hürtgenwald stellt den Geltungsbereich als „Landwirt-
schaftliche Flächen“ dar, die von der nachrichtlichen Übernahme als „Erholungsort“ gemäß Erholungsorte 
Verordnung NRW vom 29. September 1983 überlagert werden. Die Belange der Landwirtschaft werden in 
Kapitel 2.1.8 und die des Erholungsorts in Kapitel 2.1.6 dieses Umweltberichts berücksichtigt. Weiterhin 
wird das Gebiet von einem LSG (nachrichtliche Übernahme) überlagert (vgl. Kapitel 1.2.5). Umweltvorga-
ben, die darüber hinausgehen, werden durch den bestehenden Flächennutzungsplan nicht getroffen. 

1.2.5 Naturschutzfachliche Schutzgebiete 

Naturschutzfachliche Schutzgebiete ergeben sich aus den §§ 21 und 23 bis 36 BNatSchG. Demnach sind der 
Biotopverbund bzw. die Biotopvernetzung (§ 21 BNatSchG), Naturschutzgebiete (§ 23 BNatSchG), Natio-
nalparke oder Nationale Naturmonumente (§ 24 BNatSchG), Biosphärenreservate (§ 25 BNatSchG), Land-
schaftsschutzgebiete (§ 26 BNatSchG), Naturparke (§ 27 BNatSchG), Naturdenkmäler (§ 28 BNatSchG), ge-
schützte Landschaftsbestandteile (§ 29 BNatSchG), gesetzlich geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG) und Na-
tura-2000-Gebiete (§§ 31 bis 36 BNatSchG) bei der Planung und Umsetzung von Vorhaben auf eine mögli-
che Betroffenheit zu untersuchen. 

Form und Verfahren der Unterschutzstellung richten sich nach Landesrecht (vgl. § 22 Abs. 2 BNatSchG). 
Demnach werden Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmäler und geschützte Land-
schaftsbestandteile in den Landschaftsplänen der Kreise und kreisfreien Städte festgesetzt 
(vgl. § 7 LNatSchG). 

 
Abbildung 3: Auszug aus dem Landschaftsplan 7 „Hürtgenwald“, o. M. (Kreis Düren, 2010) 

Das Plangebiet liegt im räumlichen Geltungsbereich des Landschaftsplans 7 „Hürtgenwald“. Dieser setzt für 
das gesamte Plangebiet das Entwicklungsziel 1 „Erhaltung der Naturraumpotentiale einer mit naturnahen 
Lebensräumen oder sonstigen naturnahen Landschaftselementen reich oder vielfältig ausgestatteten Land-
schaft“ fest (Kreis Düren, 2010). Die Erhaltung wird im Rahmen von grünordnerischen Festsetzungen si-
chergestellt. Zudem verlaufen zwei lineare geschützte Landschaftsbestandteile durch das Plangebiet. Sie 
werden als LB 2.4.3 „Heckenstrukturen auf der Hochfläche zwischen Großhau und Raffelsbrand“ bestimmt. 
Ihr Schutzzweck ist die Erhaltung und Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-
haushalts sowie der das Orts- und Landschaftsbild gliedernden und belebenden Strukturen. Mithilfe der 
Festsetzung von Baugrenzen sowie von Fläche zum Erhalten von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen kann gewährleistet werden, dass die Heckenstrukturen von einer Bebauung freigehalten blei-
ben. 
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Des Weiteren liegt das Plangebiet im Landschaftsschutzgebiet 2.2-7 „Hochfläche im Bereich Raffelsbrand – 
Vossenack“. In diesem sollen die Kleinstrukturen wie Hecken, Baumreihen etc. erhalten oder wiederherge-
stellt werden. Ferner dient der LSG der Stabilisierung des Wasserhaushalts für die angrenzenden landesweit 
bedeutsamen Naturschutzgebiete und besitzt eine besondere Bedeutung für die Erholung innerhalb des 
Naturparks Nordeifel. Diese Schutzzwecke können im Bebauungsplanverfahren berücksichtigt werden. Das 
Plangebiet ist bereits durch Anpflanzungen gegliedert, weshalb keine zusätzlichen Maßnahmen festgelegt 
werden. Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass Landschaftsschutzgebiete bereits in der Standort-
untersuchung als für die Bestimmung von Kernpotenzialflächen in der Gemeinde Hürtgenwald geeignet 
bestimmt wurden, da nahezu der gesamte Außenbereich des Gemeindegebiets als LSG festgesetzt ist. 

Insgesamt sind keine planbedingten Konflikte mit den Festsetzungen des Landschaftsplans ersichtlich, die 
nicht abschließend durch die Festsetzungen im Bebauungsplan bewältigt werden können. 

Für die Beurteilung der Betroffenheit des Biotopverbunds bzw. der Biotopvernetzung sowie von 
Nationalparken oder Nationalen Naturmonumenten, Biosphärenreservaten, Naturparken, gesetzlich ge-
schützten Biotopen und Natura-2000-Gebieten wird auf den Dienst „Umweltdaten vor Ort“ zurückgegriffen 
(MUNV NRW, 2025 b). Laut diesem liegt das Plangebiet im Biotopverbund „Grünland südwestlich von Vos-
senack“ (VB-K-5303-008). Dieser dient dem Erhalt und der Entwicklung der strukturierten Grünlandflächen 
in unmittelbarer Nachbarschaft zu den bewaldeten Tälern der Kall und der Weißen Wehe. Diesem Schutz-
ziel wird mit der Festsetzung von Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft entsprochen. 

Das gesamte Gemeindegebiet liegt zudem im Naturpark „Deutsch-Belgischer Naturpark Hohes Venn – Ei-
fel“. Der rund 2.500 km² große Naturpark erstreckt sich über die Städteregion Aachen, den Kreis Düren und 
Kreis Euskirchen sowie über die Landesgrenze hinaus nach Belgien. Der Park dient insbesondere der Nah-
erholung. Da die Fläche vorliegend nicht zu Zwecken der Naherholung genutzt wird, ist eine Beeinträchti-
gung nicht gegeben. 

Beeinträchtigungen durch Nutzungsänderungen im weiteren Umfeld sind nach aktuellem Kenntnisstand 
allenfalls in Bezug auf Natura-2000-Gebiete ersichtlich. Beim nächstgelegenen Natura-2000-Gebiet handelt 
es sich um das FFH-Gebiet „Kalltal und Nebentäler“, das sich ca. 360 m östlich des Plangebiets befindet. 
„Von einer erheblichen Beeinträchtigung von Natura 2000-Gebieten durch in Flächennutzungsplänen dar-
zustellende Bauflächen im Sinne des § 1 Abs. 1 BauNVO/§ 5 Abs. 2 BauGB und in Bebauungsplänen auszu-
weisende Baugebiete im Sinne des § 1 Abs. 2 BauNVO/§ 9 Abs. 1 BauGB kann bei Einhaltung eines Mindest-
abstands von 300 m zu den Gebieten in der Regel nicht ausgegangen werden“ (MKULNV NRW, 2016). Somit 
ist eine direkte Beeinträchtigung nicht zu erwarten. Zudem lässt das Planvorhaben keine Auswirkungen, 
wie z. B. eine erhebliche Veränderung der Grundwasserneubildungsrate oder einen erheblichen Schad-
stoffausstoß, erwarten, die zu der Annahme führen könnten, dass mit einer mittelbaren Beeinträchtigung 
zu rechnen bzw. der Regeluntersuchungsabstand zu erhöhen sei. 

Ferner sind Natura-2000-Gebiete empfindlich gegenüber Eingriffen in verbindende Flugkorridore, z. B. 
durch Beeinträchtigungen von Trittsteinbiotopen und Rastplätzen, oder gegenüber Vorhaben mit Barrier-
ewirkung. Die Ausläufer des o. g. FFH-Gebiets erstrecken sich ebenso im Süden und im Nordosten. Darüber 
hinaus befindet sich ca. 800 m entfernt im Westen das FFH-Gebiet „Wehebachtäler und Leyberg“. Das Plan-
gebiet befindet sich zwischen diesen Gebieten, sodass die Lage in einem verbindenden Korridor nicht pau-
schal ausgeschlossen werden kann. Aufgrund der geringwertigeren ökologischen Ausprägung der im Plan-
gebiet vorhandenen Biotope und der anthropogenen Störung durch angrenzende gewerbliche Nutzungen 
und das Franziskus-Gymnasium ist eine Bedeutung als Trittsteinbiotop oder Rastplatz jedoch nicht ersicht-
lich. Zudem bestehen im Umfeld des Plangebiets Ausweichmöglichkeiten wie zahlreiche Wälder, die für 
ziehende Arten deutlich attraktiver sein sollten. Darüber hinaus bereitet die Planung keine Nutzungen vor, 
die zu möglichen Barrierewirkungen für überfliegende Arten führen. Blendwirkungen sind hier in der Regel 
nicht relevant. In diesem Zusammenhang sind planbedingte Konflikte nicht ersichtlich. 

Insgesamt sind keine Konflikte mit den vorliegend relevanten naturschutzfachlichen Schutzgebieten er-
sichtlich. 
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2 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER 

UMWELTAUSWIRKUNGEN 
(BauGB Anlage 1 Nr. 2) 

Gemäß BauGB Anlage 1 Nr. 2 sind die in der Umweltprüfung ermittelten erheblichen Umweltauswirkungen 
zu beschreiben und zu bewerten. Dies umfasst nicht nur die Bestandsbeschreibung und die Entwicklungs-
prognosen bei Durchführung und Nichtdurchführung der Planung, sondern auch die Darlegung von Ver-
meidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen, die Prüfung von Planungsalternativen sowie eine Be-
schreibung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen. 

2.1 Basisszenario sowie Bewertung des Umweltzustands und Prognosen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 a und b) 

Gemäß BauGB Anlage 1 Nr. 2 a und b umfasst der Umweltbericht eine Bestandsaufnahme der einschlägigen 
Aspekte des derzeitigen Umweltzustands einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussicht-
lich erheblich beeinflusst werden (Basisszenario), sowie eine Prognose über die Entwicklung des Umwelt-
zustands bei Durchführung der Planung (Entwicklungsprognose). Die Betrachtung wird anhand der in § 1 
Abs. 6 Nr. 7 a, c und d BauGB genannten Schutzgüter gegliedert. Diese sind als umfassende Bezeichnung 
der Umweltbelange zu verstehen (Ernst, Zinkhahn, Bielenberg, & Krautzberger, 2019). Aufgrund funktiona-
ler Zusammenhänge werden Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt sowie Luft und Klima gebündelt be-
trachtet. Auf ein gesondertes Kapitel zur Beschreibung von Wechselwirkungen und des Wirkungsgefüges 
wird verzichtet. 

Da Basisszenario und Entwicklungsprognose aufeinander aufbauen, werden auch sie zusammengefasst. 
Ebenso werden die Auswirkungen bei Nichtdurchführung der Planung in Kapitel 2.3 gebündelt, da sie keine 
Veränderung des Umweltzustands herbeiführen. 

2.1.1 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Als Bewahrer genetischer Vielfalt und Einflussfaktoren für andere Schutzgüter erfüllen Tiere und Pflanzen 
Funktionen in Stoffkreisläufen (z. B. Reinigungs-, Filter- und Produktionsfunktion für Boden, Wasser, Luft 
bzw. Klima). Daher ist ihre biologische Vielfalt zu schützen. Die biologische Vielfalt umfasst wiederum drei 
Aspekte: die Vielfalt der Ökosysteme (z. B. Lebensgemeinschaften, Lebensräume, Landschaften), die Arten-
vielfalt und die genetische Vielfalt innerhalb der Arten (BfN, 2025). 

BASISSZENARIO 

Das Plangebiet unterliegt einer intensiven Grünlandnutzung. Die hierdurch geprägten Kulturpflanzen wer-
den an den von der Bewirtschaftung nur mittelbar betroffenen Rändern der Ackerfläche im Übergang zu 
Wirtschaftswegen und anderen Nutzungen durch Ruderal- und Segetalflora ergänzt. Eine besondere Aus-
prägung ist nicht zu erwarten. Jeweils von Nordwesten nach Südosten verlaufen zwei Gehölzreihen, die als 
geschützte Landschaftsbestandteile festgesetzt sind, durch das Plangebiet. 

Planungsrelevante Pflanzenarten kommen in NRW kaum vor. Es sind lediglich sechs planungsrelevante Ar-
ten mit jeweils sehr wenigen Vorkommen bekannt. Sie finden sich überwiegend an Sonderstandorten mit 
sehr spezifischen Habitatansprüchen. Diese Habitatanforderungen sind im vorliegenden Fall nicht gegeben. 

Im Hinblick auf Tiere stellt auch Grünland einen Lebensraum für z. B. Bodenorganismen und Destruenten 
dar. Bei der Sicherung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts kommt diesen häufig vorkommenden Le-
bewesen eine besondere Bedeutung zu. Durch die Bewirtschaftung und Bearbeitung stehen die vorliegen-
den Böden jedoch nur eingeschränkt als Lebensraum zur Verfügung. 

Rückzugsmöglichkeiten in Form von Sträuchern sowie Ansitz- oder Singwarten sind in Form der Baumreihen 
im Plangebiet sowie im südlich und östlich angrenzenden Wald zahlreich vorhanden. Aufgrund der unmit-
telbar im Westen angrenzenden B 399, des Franziskus-Gymnasiums im Norden sowie landwirtschaftliche 
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Betriebe im näheren Umfeld kann es zu Störwirkungen und daraus resultierendem Meideverhalten kom-
men. Im Umfeld des Plangebiets ist v. a. mit Arten der der halb offenen und der offenen Feldflur zu rechnen. 
Die im Plangebiet vorhandenen Gehölze können von Tieren potenziell für die Nahrungssuche, als Fortpflan-
zungsstätten oder als Ruhestätten aufgesucht werden. 

In einer Artenschutzprüfung der Stufe 2 wurde das Vorkommen von planungsrelevanten Arten im Plange-
biet untersucht (Prell, 2025). Durch eine Datenrecherche und Begutachtung des Geländes vor Ort konnte 
das potenziell mögliche Vorkommen von planungsrelevanten Arten im Vorfeld nicht ausgeschlossen wer-
den. Deshalb wurde im Frühjahr/Sommer 2025 eine Brutvogelkartierung durchgeführt. Anhand dieser Kar-
tierung wurde ein Brutvorkommen von Feldvögeln und Bodenbrütern auf den Flächen ausgeschlossen. 
Weitere planungsrelevante Arten sind nicht zu erwarten. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Die geschützten Landschaftsbestandteile, die durch das Plangebiet verlaufen, werden im Bebauungsplan 
zum Schutz festgesetzt. Ansonsten vorhandene Bepflanzungen können teilweise erhalten bleiben, da die 
notwendige Versiegelung für das Aufstellen der PV-FFA gering ist. Die Flächen unter und zwischen den Mo-
dulen sollen von einer intensiven zu einer extensiven Grünlandnutzung umgewandelt werden. Da dies auf 
Flächennutzungsplanebene nicht abschließend geklärt werden kann, sind die Eingriffe in Pflanzen insge-
samt als potenziell erheblich zu bewerten. Zudem stellen sie ein Habitat für unterschiedliche Tiere dar. 

Gemäß § 44 BNatSchG ist es verboten, wild lebende Tiere der besonders oder streng geschützten Arten 
bzw. europäische Vogelarten mitsamt ihrer Lebensstätten zu beeinträchtigen. Eine Betrachtung von Jagd-
habitaten kann bei der Bewertung von Empfindlichkeit und Eingriff zunächst unberücksichtigt bleiben 
(BVerwG, Beschluss vom 13. März 2008 – 9 VR 10.07, 2008). Hiervon ausgenommen sind Jagdhabitate, de-
ren Beeinträchtigung den Fortbestand gesetzlich geschützter Fortpflanzungs- und Ruhestätten gefährdet 
bzw. Individuen die Nahrungsgrundlage in einer solchen Form entzieht, dass diese verhungern und somit 
indirekt getötet werden. Da Jagdhabitate mit spezieller oder besonderer Ausprägung im Plangebiet nicht 
vorhanden sind, liegt dieser Ausnahmetatbestand nicht vor. 

Die Tötung oder Verletzung von Tieren sind durch den Bau oder den Betrieb von PV-FFA grundsätzlich mög-
lich. Beim Baubetrieb reagieren Tiere mit Flucht- und Meideverhalten. Eine Gefahr besteht demnach nur 
für wenig mobile oder Jungtiere. Baumaßnahmen sollten daher üblicherweise außerhalb der Brut- und Auf-
zuchtzeit stattfinden. Das Vorkommen von besonders geschützten Arten wurde im Rahmen einer Arten-
schutzprüfung der Stufe 2 fachgutachterlich untersucht (Prell, 2025). Aufgrund des Fehlens von Bodenbrü-
tern muss der Tötungstatbestand gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG, der auch nicht planungsrelevante Vo-
gelarten betrifft, nicht durch eine Bauzeitenregelung ausgeschlossen werden. Erhebliche Störungen gemäß 
§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG sind für planungsrelevante Arten nicht zu erwarten. Somit ist auch eine Zerstö-
rung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG nicht zu erwarten. CEF-
Maßnahme sind nicht notwendig. Der umgebende Zaun sollte ausreichend Bodenfreiheit für Wildkatzen 
bieten. Mit einer Beeinträchtigung weiterer Artengruppen ist nach derzeitigem Stand ebenfalls nicht zu 
rechnen. Erhebliche Beeinträchtigungen können daher ausgeschlossen werden, dennoch wird eine Bau-
zeitenregelung als vorsorgliche Maßnahme in Kapitel 2.4 dieses Umweltberichts aufgenommen. 

Zudem ist es gemäß § 39 Abs. 1 BNatSchG allgemein verboten, wild lebende Tiere und Pflanzen ohne ver-
nünftigen Grund zu beeinträchtigen. Ein vernünftiger Grund liegt vor, wenn eine Handlung ausdrücklich 
erlaubt oder nach Abwägung durch einen durchschnittlich gebildeten, dem Naturschutz aufgeschlossenen 
Betrachter gerechtfertigt ist (Lütkes/Ewer, 2018). Dies ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen regelmäßig 
der Fall (MWEBWV NRW, 2010). Somit steht der allgemeine Artenschutz einem Bauleitplan bereits dann 
nicht entgegen, wenn dessen Aufstellung erforderlich ist und Standort bzw. Plankonzeption unter Abwä-
gung mit in Betracht kommenden Alternativen gewählt wurden. Dies ist vorliegend der Fall. Das Gebot zur 
Vermeidung nicht erforderlicher Beeinträchtigungen bleibt hiervon unberührt. Nicht erforderliche Beein-
trächtigungen werden jedoch bereits durch die Maßnahmen für den speziellen Artenschutz ausgeschlos-
sen. 
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2.1.2 Fläche 

Fläche ist eine nicht vermehrbare Ressource und Lebensgrundlage für den Menschen und wird von ihm 
beansprucht (BMUV, 2024). Die planungsrechtliche oder tatsächliche Inanspruchnahme ist mit der Zu-
nahme von Siedlungs- und Verkehrsfläche (MUNV NRW, o. D.), nicht jedoch mit Versiegelung gleichzuset-
zen, da auch gestaltete Grün-, Erholungs- und Freizeitflächen zur Siedlungs- und Verkehrsfläche gezählt 
werden (BMUV, 2024). Bei Inanspruchnahme erfolgt eine Nutzungsänderung, was zumeist mit irreversib-
lem Verlust der ursprünglichen Funktion einhergeht. 

BASISSZENARIO 

Das Plangebiet umfasst Fläche im Umfang von ca. 19,55 ha. Diese ist vollständig unbeansprucht. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Aufgrund des großen Flächenumfangs des geplanten Vorhabens von ca. 19,55 ha ist vorliegend von einer 
hohen Empfindlichkeit des Schutzguts auszugehen. Durch die Flächennutzungsplanänderung wird die bau-
liche Nutzung von bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen vorbereitet. Ein kleiner Teilbereich wird be-
reits durch eine Fernmeldeanlage in Anspruch genommen. Etwa 60 % der Gesamtfläche werden für die 
Überbauung mit PV-Modulen vorgesehen. Die notwendige Versiegelung für die Metallunterkonstruktion 
ist jedoch minimal und der Großteil der Fläche bleibt unversiegelt. Eine landwirtschaftliche Nutzung in Form 
von extensivem Grünland kann unter und zwischen den PV-Modulen zudem weiterhin stattfinden. Daher 
wird der Eingriff in das Schutzgut Fläche insgesamt als nicht erheblich bewertet. 

2.1.3 Boden 

Gemäß § 2 Abs. 2 BBodSchG erfüllt Boden Funktionen als Lebensgrundlage und -raum für Menschen, Tiere, 
Pflanzen und Bodenorganismen. Darüber hinaus ist er Ausgleichsmedium in Wasser- und Nährstoffkreis-
läufen sowie Ab- und Aufbaumedium für stoffliche Entwicklung. Aus unterschiedlichen Gründen kann er 
schutzwürdig sein (GD NRW, 2025): 

• Biotopentwicklungspotenzial für Extremstandorte 

• Regler- und Pufferfunktion/natürliche Bodenfruchtbarkeit 

• Reglerfunktion des Bodens für den Wasserhaushalt im 2-Meter-Raum 

Ferner erfüllt Boden Funktionen als Standort und als Archiv. Zur Vermeidung von Dopplungen werden sie 
in den Kapiteln 2.1.2 und 2.1.8 sowie den darauf aufbauenden Kapiteln beschrieben. 

BASISSZENARIO 

Für die Bewertung des Bodens werden die Geobasisdaten der Vermessungs- und Katasterverwaltung NRW 
(Land NRW, 2025) und die Bodenkarten im Maßstab 1 : 5.000 (GD NRW, 2024 a) und 1 : 50.000 (GD NRW, 
2024 b) verwendet. Hieraus ergeben sich die folgenden Erkenntnisse. 

Zusammensetzung 

Gemäß Bodenkarte ist im Plangebiet der Bodentyp Braunerde vorhanden. Die jeweilige Zusammensetzung 
wird in der folgenden Tabelle erläutert: 

Zusammensetzung der vorhandenen Böden 

Bodentyp Bestandteil 
Schichtdicke 

(dm) 

Braunerde (B31) 

Schluffiger Lehm, meist stark steinig, z. T. grusig, 
vereinzelt mittel toniger Schluff, meist stark steinig, z. T. grusig, 

vereinzelt schwach sandiger Lehm, meist stark steinig, z. T. grusig, 

aus Verwitterungsbildung, z. T. Hochflächenlehm 

1 bis 3 
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Festgestein 

aus Sandstein und Tonstein und Schluffstein zum Teil Phyllit 
17 bis 19,1 

Braunerde (B32) 

Schluffiger Lehm, steinig, stellenweise grusig,  
vereinzelt stark schluffiger Ton, steinig, stellenweise grusig, 

aus Hochflächenlehm und Solifluktionsbildung 

3 bis 7 

Festgestein, alternativ z. T. Steine,  
vereinzelt schluffiger Lehm 

aus Sandstein, Tonstein und Schluffstein, z. T. Phyllit sowie Tonstein,  
alternativ z. T. Solifluktionsbildung sowie Verwitterungsbildung 

13 bis 17,1 

Tabelle 4: Zusammensetzung der vorhandenen Böden (GD NRW, 2024 b) 

Bodenparameter 

Im Bereich der Braunerde ist mit überwiegend geringen bis mittleren Bodenparametern und einer entspre-
chend geringen Bodenfruchtbarkeit zu rechnen. Eine detaillierte Beschreibung anhand der einzelnen Bo-
denparameter ist der folgenden Tabelle zu entnehmen: 

Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf die landwirtschaftliche Eignung 

Parameter Definition 
Wert 

B31 B32 

Wertzahlen der 
Bodenschät-
zung 

Die Bodenwertzahl drückt Reinertragsunterschiede 
aus, die bei üblicher und ordnungsgemäßer Bewirt-
schaftung nur durch den Ertragsfaktor Boden bedingt 
sind. 

20 bis 35 
(gering) 

30 bis 50 
(mittel) 

Feldkapazität 

Die Feldkapazität bestimmt die Fähigkeit des Bodens, 
die Verlagerung von Stoffen wie Nitrat, die weder ad-
sorptiv festhalten noch mikrobiell umgesetzt werden, in 
den Untergrund zu mindern. 

45 mm 
(sehr gering) 

147 mm 
(gering) 

Nutzbare Feld-
kapazität 

Bei grundwasserfreien und nicht staunässedominierten 
Standorten ist die nutzbare Feldkapazität das wesentli-
che Maß für die Bodenwassermenge, die den Pflanzen 
zur Verfügung steht. 

20 mm 
(sehr gering) 

62 mm 
(gering) 

Luftkapazität 

Die Luftkapazität ist ein Maß für die Versorgung der 
Pflanzenwurzeln mit Sauerstoff. Sie stellt die Speicher-
kapazität für Starkniederschläge, Grundwasser sowie 
Staunässe dar und bestimmt zusammen mit der Was-
serleitfähigkeit die Amplitude und Geschwindigkeit von 
Wasserstandsänderungen im Witterungsverlauf. 

14 mm 
(sehr gering) 

43 mm 
(gering) 

Kationenaus-
tauschkapazität 

Nährstoffe kommen in der Natur als Kationen vor. Die 
Kationenaustauschkapazität bezeichnet die Menge an 
Nährstoffen, die ein Boden in Bezug auf seine Masse 
binden und abgeben kann. 

30 mol+/m² 
(sehr gering) 

103 mol+/m2 
(mittel) 

Effektive Durch-
wurzelungstiefe 

Die effektive Durchwurzelungstiefe kennzeichnet die 
Tiefe, bis zu der das pflanzenverfügbar gespeicherte Bo-
denwasser von einjährigen Nutzpflanzen bei Ackernut-
zung in niederschlagsarmen Jahren vollständig ausge-
schöpft werden kann. 

2 dm 
(sehr gering) 

11 dm 
(sehr hoch) 

Tabelle 5: Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf die landwirtschaftliche Eignung (GD NRW, 2024 b) 

Schutzwürdigkeit 

Die Schutzwürdigkeit eines Bodens ergibt sich laut dem BBodSchG aus dem Ausprägungsgrad der Erfüllung 
natürlicher Bodenfunktionen sowie der Archivfunktion (GD NRW, 2025). Die Schutzwürdigkeit der vorhan-
denen Böden ist der folgenden Tabelle zu entnehmen: 
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Schutzwürdigkeit der vorhandenen Böden 

Bodenteilfunktion 
Schutzwürdigkeit gegeben? 

B31 B32 

Biotopentwicklungspotenzial für Extremstandorte Ja n. b. 

Regler- und Pufferfunktion/natürliche Bodenfruchtbarkeit Nein n. b. 

Reglerfunktion des Bodens für den Wasserhaushalt im 2-Meter-Raum Nein n. b. 

Tabelle 6: Schutzwürdigkeit des vorhandenen Bodens; n. b. = nicht bewertet (GD NRW, 2024 b) 

Vorbelastung/Altlasten 

Mit Stellungnahme vom 6. Januar 2025 teilte der Kreis Düren mit, dass keine Hinweise auf Altlasten oder 
schädliche Bodenveränderungen i. S. d. Bundesbodenschutzgesetzes vorliegen. Durch die im Südkreis vor-
liegenden Vererzungen ist mit geogen bedingten erhöhten Schwermetallgehalten des Bodens zu rechnen. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Ein Großteil der vorliegenden Böden sind als tiefgründige Sand- oder Schuttböden mit sehr hoher Funkti-
onserfüllung als Biotopentwicklungspotenzial für Extremstandorte schutzwürdig. Vor diesem Hintergrund 
ist von einer hohen Empfindlichkeit des Schutzguts auszugehen. 

Im Rahmen der Baumaßnahmen wird die Bodenstruktur nur in geringem Maß verändert, da eine Versiege-
lung nur in sehr geringem Umfang nötig wird und die Fläche nach dem Rückbau der PV-Anlage der bisheri-
gen Nutzung zugeführt werden kann. Die natürlichen Bodenfunktionen bleiben erhalten. Da es sich aber 
teilweise um schutzwürdige Böden handelt, wird der Eingriff dennoch als erheblich bewertet und entspre-
chende Maßnahmen werden in Kapitel 2.4 dieses Umweltberichts zusammengefasst. 

Während der Umsetzung des Vorhabens kann es zeitweise zur Befestigung von Wegen und Aufstellflächen 
kommen. Da es sich dabei aber nur um temporäre Anlagen handelt, wird der Eingriff als nicht erheblich 
gewertet. 

Durch den Betrieb einer PV-FFA sind keine erheblichen Bearbeitungen des Bodens oder Schadstoff-einträge 
in diesen zu erwarten. Insofern wird das Vorhandensein der Anlage voraussichtlich zu keinen weiteren er-
heblichen Beeinträchtigungen des Schutzguts Boden führen. Vielmehr wird durch die geplante Bewirtschaf-
tung der Fläche als extensiv genutztes Grünland die Erosion gemindert und so die Bodenbeschaffenheit 
verbessert. 

2.1.4 Wasser 

Gemäß § 1 WHG erfüllt Wasser Funktionen als Lebensgrundlage und -raum für Menschen, Tiere und Pflan-
zen sowie als nutzbares Gut. Es beeinflusst das Klima, da Wärme durch Verdunstung der Atmosphäre zu-
geführt wird (DWD, o. D.). Im Hinblick auf ihre zerstörerische Kraft ist der Schutz vor Hochwasser und Stark-
regen zu beachten. 

BASISSZENARIO 

Zur Beschreibung des Schutzguts wird u. a. auf das elektronische wasserwirtschaftliche Verbundsystem für 
die Wasserwirtschaftsverwaltung in NRW (ELWAS-WEB) zurückgegriffen (MUNV NRW, 2025 a). Hiermit 
können die folgenden Aussagen getroffen werden. 

Oberirdische Gewässer 

Gemäß § 2 LWG NRW handelt es sich bei oberirdischen Gewässern um Fließgewässer mit ständigem oder 
zeitweiligem Abfluss, die der Vorflut für Grundstücke mehrerer Eigentümer dienen. Sie werden in Gewässer 
erster und zweiter Ordnung sowie in sonstige Gewässer eingeteilt. 
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Im Plangebiet selbst bestehen keine Oberflächengewässer. Gewässer erster Ordnung sind im mittelbaren 
Umfeld nicht vorhanden. Das nächstgelegene Gewässer zweiter Ordnung ist die Rur in etwa 8 km östlicher 
Entfernung. Das nächstgelegene sonstige Gewässer ist die Kall in etwa 350 m südöstlicher Entfernung. 

Grundwasser 

Das Plangebiet befindet sich in den Grundwasserkörpern 282_12 (westlicher Rand des Geltungsbereichs) 
und 282_13 „Linksrheinisches Schiefergebirge“. Diese befinden sich mengenmäßig wie auch chemisch in 
einem guten Zustand. 

Eine kleinräumige Beschreibung der vorhandenen Grundwassereinflüsse ist unter Berücksichtigung des Bo-
dens möglich. Hierzu wird auf die Bodenkarte im Maßstab 1 : 50.000 zurückgegriffen (GD NRW, 2024 b). 
Laut dieser ist im Plangebiet mit Braunerde und den folgenden Parametern zu rechnen: 

Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf das Bodenwasser 

Parameter Definition 
Bodentyp 

B31 B32 

Gesättigte 
Wasserleitfä-
higkeit 

Die gesättigte Wasserleitfähigkeit (kf) kennzeichnet, mit 
welchem Widerstand ein Boden Wasser gegen die Schwer-
kraft halten kann. Sie dient der Bewertung des Bodens als 
mechanischer Filter, beeinflusst die Erosionsanfälligkeit 
und wird zur Ermittlung von Dränbedürftigkeit bzw. Drän-
abständen verwendet. 

16 cm/d 
(mittel) 

1 cm/d 
(gering) 

Kapillare Auf-
stiegsrate 

Die kapillare Aufstiegsrate gibt an, in welcher Intensität ein 
Boden Wasser aus den grundwasserbeeinflussten Schich-
ten durch die Kraft seiner Kapillarität in den effektiven Wur-
zelraum nachliefert. 

0 mm/d 
(keine Nachlie-

ferung) 

0 mm/d 
(keine Nachlie-

ferung) 

Grundwasser-
stufe 

Der Grundwasserspiegel schwankt in Abhängigkeit von 
Klima- und Witterungsverhältnissen sowie vom Wasserver-
brauch durch Vegetation oder Menschen mehr oder weni-
ger stark. Die Grundwasserstufen geben den Kernbereich 
der Grundwasserschwankung wieder. 

0 
(ohne Grund-

wasser) 

0 
(ohne Grund-

wasser) 

Staunässe-
grad 

Staunässe tritt auf, wenn eine geringe wasserdurchlässige 
Zone im Boden (Staukörper) die Versickerung des Nieder-
schlagswassers hemmt und somit zur Vernässung des dar-
über liegenden Bereichs (Stauwasserleiter) führt. 

0 
(ohne 

Staunässe) 

0 
(ohne 

Staunässe) 

Versicke-
rungseignung 

Die Versickerungseignung stellt eine Ersteinschätzung dar, 
in welchem Maß Böden für eine Versickerung von Nieder-
schlagswasser geeignet sind und welche Gründe ggf. entge-
genstehen. 

Ungeeignet Ungeeignet 

Tabelle 7: Einordnung der vorhandenen Bodenparameter in Bezug auf das Bodenwasser (GD NRW, 2024 b) 

Wasser-, Hochwasser- und Starkregenschutz 

Wasserrechtliche Schutzgebiete ergeben sich aus dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Laut diesem sind 
Wasserschutzgebiete (§ 51 WHG), Heilquellen (§ 53 WHG), Überschwemmungsgebiete (§ 76 WHG), Risiko-
gebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten (§ 78b WHG) und Hochwasserentstehungsgebiete 
(§ 78d WHG) hinsichtlich einer Betroffenheit zu untersuchen. 

Die Auswertung der Wasserschutzgebiete und Heilquellen erfolgt auf Basis der Datenbank ELWAS-WEB 
(MUNV NRW, 2025 a). Auf der Grundlage der Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen län-
derübergreifenden Hochwasserschutz (BRPHV) werden zudem die Hochwasserrisikokarte, die Hochwasser-
gefahrenkarte und die Starkregengefahrenhinweiskarte in die Betrachtung einbezogen. Hierfür wird auf 
den „Klimaatlas NRW“ zurückgegriffen (LANUK NRW, 2025 a). Überschwemmungsgebiete sowie Risikoge-
biete außerhalb von Überschwemmungsbieten werden mithilfe der Hochwasserrisikokarte ermittelt. 
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Hochwasserentstehungsgebiete wiederum „sollen künftig durch die Länder als Rechtsverordnung ausge-
wiesen werden“ (BMUV, o. D.). Dies ist zum aktuellen Zeitpunkt jedoch noch nicht geschehen. 

Das Plangebiet wird von keinen festgesetzten oder geplanten Trinkwasserschutzgebieten überlagert. Im 
Westen auf der gegenüberliegenden Seite der B 399 liegt das Trinkwasserschutzgebiet „Wehebachtal-
sperre“ der Zone 3. Dieses ist von der Planung nicht betroffen, da keine stark wassergefährdenden Stoffe 
zum Einsatz kommen. 

Heilquellen sind im Plangebiet und im von der Planung betroffenen Umfeld nicht vorhanden. 

Eine Überlagerung mit festgesetzten Überschwemmungsgebieten besteht nicht. Die Hochwasserrisiko-
karte, die Hochwassergefahrenkarte und die Starkregengefahrenhinweiskarte zeigen ebenfalls keine Be-
troffenheit auf. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Im Plangebiet oder im von der Planung betroffenen Umfeld sind keine wasserrechtlichen Schutzgebiete 
oder oberirdischen Gewässer vorhanden. Ferner ist davon auszugehen, dass eine natürliche Versickerungs-
fähigkeit in den oberen Bodenschichten nicht gegeben ist. Hierdurch werden die planbedingten Auswir-
kungen auf die Qualität und Menge des Grundwassers begrenzt. Insgesamt ist daher von einer geringen 
spezifischen Empfindlichkeit des Schutzguts Wasser auszugehen. 

Aufgrund der geringen Empfindlichkeit werden die Auswirkungen als nicht erheblich erachtet, da vorlie-
gend keine Versiegelung stattfinden soll. Demnach reduziert sich die Grundwasserneubildungsrate nicht. 
Der Bau und der Betrieb einer PV-FFA führen zudem nicht zum Einsatz von wassergefährdenden Stoffen. 
Die Module beinhalten zwar zu einem gewissen Prozentsatz wassergefährdende Stoffe, jedoch wird durch 
den technischen Aufbau sowie die chemische Bindung innerhalb der Zellen ein Ausdringen selbst bei grober 
mechanischer Beschädigung verhindert. 

Das auf den Modulen anfallende Niederschlagswasser soll flächig im Plangebiet versickert werden. Daher 
liegen insgesamt keine erheblichen Auswirkungen vor. 

2.1.5 Luft und Klima 

Das lokale Kleinklima bildet die Grundlage für die Vegetationsentwicklung und ist unter dem Aspekt der 
Niederschlagsrate für den Wasserhaushalt und die Grundwasserneubildung verantwortlich. Luft ist lebens-
notwendig zum Atmen für Mensch und Tier. Zudem übernimmt die Atmosphäre Funktionen als Schutz- und 
Übertragungsmedium für Stoffflüsse. Ein ausgewogenes Klima und eine regelmäßige Frischluftzufuhr sind 
die Grundlagen für gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse. 

BASISSZENARIO 

Luftschadstoffe 

Für die Bewertung der zu erwartenden Luftschadstoffe wird auf das „Emissionskataster Luft NRW“ zurück-
gegriffen (LANUK NRW, 2025 b). Hier wird zwischen zahlreichen Emittenten- und Schadstoffgruppen un-
terschieden. Aufgrund der Vielzahl von möglichen Angaben ist die weitere Betrachtung auf eine fachlich 
begründete Auswahl zu beschränken. 

Vor diesem Hintergrund sowie im Hinblick auf den Klimawandel erfolgt eine Betrachtung der im Kyoto-
Protokoll benannten Treibhausgase (Umweltbundesamt, 2022 a): Kohlendioxid, Methan und Lachgas (N2O) 
sowie fluorierte Treibhausgase (F-Gase). Aufgrund der europaweit definierten Grenzwerte 
(Umweltbundesamt, 2022 b) wird die Betrachtung auf die Feinstaubfraktion PM10 erweitert. Eine Betrach-
tung der Fraktion PM2,5 ist mangels Datengrundlage nicht möglich. Da im Umweltbericht keine Ursachen-
forschungen betrieben, sondern lediglich die Auswirkungen des Planvorhabens im Zusammenwirken mit 
dem bestehenden Gesamtgefüge untersucht werden, erfolgt die Betrachtung dieser Schadstoffe über alle 
Emittentengruppen hinweg. 
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Schadstoff 
Menge Belastung 

Bezeichnung Chem. Summenformel 

Kohlendioxid CO2 412 t/km² Gering 

Methan CH4 31 kg/km² Gering 

Lachgas N2O 11 kg/km² Gering 

Fluorierte Treibhausgase HF 10 g/km² Sehr gering 

Feinstaub PM10 86 kg/km² Gering 

Tabelle 8: Belastung des Plangebiets mit klimatisch wirksamen Luftschadstoffen (LANUK NRW, 2025 b) 

Klimatisch wirksame Funktionen 

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine überwiegend unbebaute Fläche, die eine Funktion als Kaltluf-
tentstehungsgebiet erfüllt. Klimatisch bedeutsame Vegetationsstrukturen, die zur Bildung von Frischluft 
und zur Bindung von Luftschadstoffen beitragen würden, sind teilweise in Form von Gehölzen vorhanden. 
Durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung werden die klimatischen Funktionen im überwiegenden 
Teil des Plangebiets jahreszeitabhängig bzw. bei fehlender Vegetation eingeschränkt erfüllt. In Zeiträumen, 
in denen die Fläche von keiner Vegetation bedeckt ist, kann ferner die Bildung von Staubemissionen nicht 
ausgeschlossen werden. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Klimatisch bedeutsame oder luftreinhaltende Strukturen sind im Plangebiet untergeordnet vorhanden. Da-
her wird die spezifische Empfindlichkeit des Schutzguts als mittel bewertet. 

Im Bebauungsplan kann die Überdeckung durch die Anlagenmodule und der tatsächliche Versiegelungsbe-
darf geregelt werden. Hierbei werden die Auswirkungen auf die klimatisch wirksamen Funktionen des Plan-
gebiets bereits vermindert. Vor dem Hintergrund, dass die vorhandene intensive Grünlandnutzung durch 
eine extensive, ökologische Nutzung ersetzt werden soll, ist insgesamt mit positiven Auswirkungen auf die 
Kaltluftentstehung zu rechnen. Da die Flächen unter und zwischen den Anlagemodulen im Rahmen des 
Bebauungsplans vollständig als extensives Grünland bewirtschaftet werden sollen, ist ein positiver Effekt 
auf das Klima zu erwarten, denn durch die Bepflanzung kann CO2 im Boden gebunden werden (Stiftung 
Rheinische Kulturlandschaft, o. D.). Die Bepflanzung sorgt insgesamt dafür, dass im Plangebiet weiterhin 
Kaltluft produziert wird und die negativen Beeinträchtigungen durch die Überbauung somit ausgeglichen 
werden. 

Durch den Betrieb einer PV-FFA werden in der Regel keine Emissionen hervorgerufen, die sich negativ auf 
die klimatische oder lufthygienische Situation auswirken. Schadstoffe sind selbst in geringen Mengen nicht 
zu erwarten. Zudem ist eine Versiegelung nur in geringem Umfang vorgesehen und die Vegetation im Plan-
gebiet bleibt größtenteils erhalten. Windströmungen werden durch das Aufstellen einer PV-FFA kaum be-
einflusst. Insgesamt werden die planbedingten Auswirkungen auf die Schutzgüter Luft und Klima als nicht 
erheblich bewertet. 

2.1.6 Landschaftsbild 

Das Landschaftsbild hat in erster Linie eine ästhetische und identitätsbewahrende Funktion. Die Komposi-
tion verschiedener typischer Landschaftselemente macht die Eigenart eines Landstriches aus. Dies spielt 
nicht nur für die Bewahrung typischer Arten, Strukturen und Bewirtschaftungsformen, sondern auch für 
den Erholungswert der Landschaft eine große Rolle. 

BESTANDSBESCHREIBUNG 

Das Plangebiet liegt im Bereich der naturräumlichen Haupteinheit NR-282 „Rureifel“, hier im Bereich der 
Hürtgener Hochfläche. Laut der heutigen potenziellen natürlichen Vegetation (HpnV) müsste das Land-
schaftsbild insbesondere durch Artenarme und Artenreiche Hainsimsen-Buchenwälder, stellenweise Perl-
gras-Buchenwälder, teils Zahnwurz-Buchenwälder und Rasenschmielen-Hainsimsen-Buchenwälder, denen 
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stellenweise der Feuchte Eichen-Buchenwald beigemischt ist, geprägt sein. Die lokale Landschaft besteht 
überwiegend aus Waldflächen und landwirtschaftlich genutzten Flächen. Letztere werden von Siedlungs-
nutzungen wie verschiedenen Ortslagen und Verkehrstrassen erheblich überprägt. 

Der räumliche Geltungsbereich selbst unterliegt überwiegend einer Grünlandnutzung. Durch das Plange-
biet verlaufen zwei Gehölzreihen jeweils von Nordwesten nach Südosten. Im südlichen Bereich befindet 
sich eine kleine Versorgungslage, auf der eine Funkanlage errichtet ist. Entlang der westlichen Grenze ver-
läuft die B 399. 

Im Norden liegen das Franziskus-Gymnasium Vossenack sowie der Ehrenfriedhof, eine Grabstätte für die 
Opfer des Zweiten Weltkriegs. Vereinzelt finden sich landwirtschaftliche Betriebe im Südosten. Im Nord-
westen liegt ein Reitplatz. 

Ansonsten grenzt auf der anderen Seite der B 399 weiteres Grünland an die verfahrensgegenständliche 
Fläche. Dieses wird ebenfalls von Gehölzreihen durchzogen. Weiter westlich folgen Waldflächen. Im Süden 
und Osten grenzt das Plangebiet unmittelbar an Wald, der teilweise von Kalamitätsflächen betroffen ist. 
Das Plangebiet befindet sich somit inmitten der freien Landschaft und besitzt folglich eine gewisse Bedeu-
tung für das Landschaftsbild. 

Jedoch ist eine zu betonende Bedeutung für das übergeordnete Landschaftsbild nicht erkennbar. Durch die 
Waldzellen im Süden und Osten wird das Plangebiet von der Ortschaft Simonskall abgeschirmt. Im Norden 
schirmen die bestehenden Gehölze das Plangebiet vom Franziskus-Gymnasium ab. 

Eine gewisse Vorbelastung des Landschaftsbilds besteht insbesondere durch die Verkehrstrasse der B 399 
im Westen. Im südlichen Bereich des Plangebiets ist zudem eine Fernmeldeanlage errichtet. 

Das Plangebiet wird jedoch von einem „Erholungsort“ gemäß Erholungsorte Verordnung NRW vom 29. Sep-
tember 1983 überlagert. Ein Erholungsort muss eine bestimmte Ausstattung für Touristen (Bettenzahl, 
Spiel- und Sportanlage, Gesellschaftsräume etc.) aufweisen. Die verfahrensgegenständliche Fläche selbst 
besitzt derzeit eine geringe Bedeutung für die Naherholung, da es sich größtenteils um landwirtschaftliche 
Nutzflächen handelt und sie für die Allgemeinheit nicht zugänglich sind. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Eine zu betonende Bedeutung des Plangebiets für das übergeordnete Landschaftsbild oder die Naherho-
lung ist nicht erkennbar. Auch die Überlagerung durch den „Erholungsort“ steht einer baulichen Entwick-
lung nicht entgegen, da diese als unschädlich anzusehen ist. Vor diesem Hintergrund ist von einer geringen 
Empfindlichkeit des Schutzguts auszugehen. 

Das Erscheinungsbild des Plangebiets wird durch den Bau bzw. das Aufstellen der PV-Module sowie ggf. 
von Batteriespeicheranlagen verändert. Da das Plangebiet im Süden und Osten von Waldzellen umgeben 
ist und weitere Gehölzstrukturen im Norden die Sichtbarkeit einschränken, werden die Auswirkungen auf 
das Landschaftsbild hierdurch bereits vermindert. Durch die Festsetzung der Aufbauhöhe werden die Aus-
wirkungen weiter verringert. Zudem ist vorgesehen, dass eine Hecke um die Anlage herum angepflanzt 
wird. Da es sich hierbei jedoch nicht um eine artenschutzrechtliche Maßnahme, sondern lediglich um eine 
Abschirmung zum Schutz des Landschaftsbilds handelt, bleibt die Hecke nur für die Dauer des Betriebs der 
PV-FFA erhalten. Nach dem Rückbau der PV-FFA soll die Hecke wieder entfernt werden können. Vor diesem 
Hintergrund sind Maßnahmen zu berücksichtigen, die in Kapitel 2.4 dieses Umweltberichts zusammenge-
fasst werden. 

Der spätere Betrieb des Vorhabens lässt keine Besonderheiten, beispielsweise Rauchfahnen, erkennen, die 
zu einer maßgeblichen Veränderung des Landschaftsbilds führen. In diesem Zusammenhang sind keine wei-
teren Beeinträchtigungen erkennbar. 

2.1.7 Mensch 

Über den indirekten Schutz durch Sicherung der übrigen Schutzgüter hinaus sollen gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse für den Menschen, insbesondere hinsichtlich des Immissionsschutzes, gesichert wer-
den. Zur Vermeidung von Dopplungen werden die Aspekte der Luftbelastung und Naherholung in den Ka-
piteln 2.1.5 „Luft und Klima“ bzw. 2.1.6 „Landschaftsbild“ beschrieben. 
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BASISSZENARIO 

Im Norden des Plangebiets liegt das Franziskus-Gymnasium und im Südosten befinden sich vereinzelte 
landwirtschaftliche Betriebe. Bei diesen handelt es sich um schutzwürdige Nutzungen. 

Im Umfeld wirken unterschiedliche Emittenten, v. a. die unmittelbar im Westen verlaufende B 399, auf das 
Plangebiet ein. 

Eine temporäre Belastung kann durch die landwirtschaftliche Bearbeitung der Flächen entstehen. Beim 
Einsatz von schweren Maschinen, beispielsweise Traktoren, kommt es insbesondere zu Lärmimmissionen. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Bei der angrenzenden Schule, den landwirtschaftlichen Betrieben sowie der B 399 handelt es sich um 
schutzwürdige Nutzungen, die gegen Emissionen, die vom Plangebiet ausgehen könnten, empfindlich sind. 
In diesem Zusammenhang ist von einer hohen Empfindlichkeit im Hinblick auf die vom Planvorhaben aus-
gelösten Emissionen auszugehen. 

Die baubedingten Beeinträchtigungen sind lediglich temporär und daher unerheblich. Der Betrieb wird ver-
einzelte Emissionen in Form von Reflexionen bei niedrigen Sonnenständen auslösen. Dadurch dass das 
Plangebiet jedoch durch den Wald im Süden und Osten wirksam von der Ortslage Simonskall abgeschirmt 
wird, ist dort nicht mit einer Blendwirkung zu rechnen.  

Für die geplante PV-FFA wurde eine Untersuchung über die Reflexionen der Sonne an den Modulen und 
deren Auswirkungen auf Immissionsorte auf der Bundesstraße 399 im Rahmen eines Blendgutachtens 
durchgeführt (8.2 Obst & Hamm, 2025). Ebenso wurde die Wahrscheinlichkeit von Blendwirkungen auf das 
Hürtgenwald Franziskus-Gymnasium und schutzwürdige Gebäude im Nordwesten und Südwesten des Plan-
gebiets bewertet. 

Insgesamt wurden vier Immissionspunkte entlang der B 399 sowie vier weitere Immissionspunkte an den 
umliegenden Gebäuden sowie am Franziskus-Gymnasium betrachtet (vgl. Abbildung 4). Das Franziskus-
Gymnasium und die Gebäude G2.1 und G2.2 liegen im Norden der Photovoltaikanlage, die nach Süden 
ausgerichtet wird. Nach den Richtlinien der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) sind 
Immissionsorte im Norden im Regelfall als unkritisch zu sehen. Daher wurden diese Gebäude nicht näher 
betrachtet. 

 
Abbildung 4: Immissionspunkte (8.2 Obst & Hamm, 2025) 
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Die Entfernung zu den Gebäuden im Bereich G3.1 beträgt etwa 150 m. Nach den Richtlinien der Bund/Län-
der-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) erfahren Immissionsorte, die weiter als 100 m entfernt 
sind, nur kurzzeitige Blendwirkungen. Das Gebäude wird zudem teilweise durch den Wald im Süden der 
Anlage abgeschirmt und die weiteren Gebäude an der Wolfseifener Straße befinden sich mehr als 200 m 
von der Anlage entfernt. Daher ist davon auszugehen, dass an den Gebäuden nur kurzzeitige Blendungen 
auftreten. Aus diesem Grund wurden auch sie nicht näher betrachtet. Aufgrund der Lage und Entfernung 
der umliegenden Gebäude ist eine Überschreitung der Richtwerte der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft 
Immissionsschutz (LAI) insgesamt somit nicht zu erwarten. Nach den Kriterien der LAI stellen die 
Lichtimmissionen somit keine erhebliche Belästigung dar und sind zu tolerieren. 

Darüber hinaus wurde untersucht, inwieweit die von der PV-Anlage verursachten Reflexionen von Fahr-
zeugführern an der B 399 wahrgenommen werden können. Die Untersuchung zeigt, dass Lichtimmissionen 
von März bis September in den frühen Morgenstunden zu erwarten sind. Die maximale Dauer der 
Lichtimmissionen beträgt im Maximum 19 Minuten am Tag bzw. in Summe für das gesamte Jahr 20 Stun-
den. Die reflektierenden Module liegen zum Teil im Sichtfeld der Fahrzeugführer. Zum Zeitpunkt der 
Lichtimmissionen steht die Sonne tief und nahezu direkt hinter den Modulen. Aufgrund ihrer Helligkeit 
überstrahlt die Sonne die Lichtemissionen an den Modulen. Eine Störung des Verkehrs auf der B 399 durch 
Reflexionen an den Modulen ist daher eher unwahrscheinlich. Ein erhöhtes Unfallrisiko, verursacht durch 
Lichtemissionen der Photovoltaikanlage, ist nicht zu erkennen. 

Weitere Immissionen (Lärm, Schadstoffe, Staub etc.) werden von Photovoltaikanlagen nicht ausgelöst. Im 
Plangebiet selbst sind keine Beeinträchtigungen des Menschen aufgrund der umliegenden Nutzungen zu 
erwarten, da es für die Allgemeinheit überwiegend nicht zugänglich ist. Der Sportplatz wird bereits heute 
nicht mehr genutzt. 

2.1.8 Kultur- und Sachgüter 

Kultur- und Sachgüter besitzen ihre Funktion aufgrund ihres historischen Dokumentationspotenzials sowie 
ihrer wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Nutzung. Unter den Begriff Kulturgüter fallen die Bau- und 
Bodendenkmäler als Einzelobjekte oder als Ensemble einschließlich ihres Umgebungsschutzes sowie das 
Ortsbild. Dazu zählen auch räumliche Beziehungen, kulturhistorisch bedeutsame Landschaftsteile, Sichtbe-
ziehungen etc. 

BASISSZENARIO 

Kulturgüter 

Auf der Ebene der Landesplanung wird das Untersuchungsgebiet keinem bedeutsamen Kulturlandschafts-
bereich zugeordnet. 

Eine Konkretisierung kulturlandschaftlicher Belange erfolgt auf der Ebene der Regionalplanung. Demnach 
befindet sich unmittelbar nördlich des Geltungsbereichs der Kulturlandschaftsbereich „Kriegsgräberstätte 
Vossenack“ überlagert. Das kulturlandschaftliche und denkmalpflegerische Ziel im Rahmen der Regional-
planung ist eine erhaltende Kulturlandschaftsentwicklung, insbesondere durch das Achten von Ereignisor-
ten (KuLaDig, o. D. [a]). Des Weiteren liegt ca. 150 m östlich der Kulturlandschaftsbereich „Simonskall“. 
Dessen kulturlandschaftliches und denkmalpflegerisches Ziel im Rahmen der Regionalplanung ist eine er-
haltende Kulturlandschaftsentwicklung, insbesondere das Bewahren und Sichern der Elemente und Struk-
turen, von Ansichten und Sichträumen von historischen Stadt- und Ortskernen sowie des industriekulturel-
len Erbes, das Bewahren des Kulturlandschaftsgefüges sowie das Bewahren und Sichern archäologischer 
und paläontologischer Bodendenkmäler in ihrem Kontext (KuLaDig, o. D. [b]). 

Im weiteren Umfeld befinden sich zudem ca. 2 km nordöstlich der Kulturlandschaftsbereich „Kirche in Vos-
senack“ (KuLaDig, o. D. [c]) und ca. 3 km entfernt im Norden der Kulturlandschaftsbereich „Kriegsgräber-
stätte Hürtgen“ (KuLaDig, o. D. [d]). Ihr kulturlandschaftliches und denkmalpflegerisches Ziel ist eine erhal-
tende Kulturlandschaftsentwicklung, insbesondere das Achten von Ereignisorten. Für die Kirche in Vossen-
ack ist zudem das Wahren als landschaftliche Dominante als Ziel angegeben. Beide Kulturlandschaftsberei-
che werden jedoch von Wald oder bestehenden Ortslagen räumlich und optisch vom Plangebiet getrennt. 
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Relevante Sichtbeziehungen zwischen dem Plangebiet und den vorgenannten Bereichen bestehen auf-
grund der vorhandenen dichten Gehölze und des Waldes nicht. Gleiches gilt für Baudenkmäler. Gemäß 
Stellungnahme der Bezirksregierung Köln vom 9. Januar 225 grenzt das Plangebiet unmittelbar an das Bo-
dendenkmal „Schlachtfeld Raffelsbrand“ (Aktenzeichen 35.4.14-17.12). Das LVR-Amt für Bodendenkmal-
pflege im Rheinland weist mit Stellungnahme vom 17 Januar 2025 darauf hin, dass das Plangebiet an das 
Bodendenkmal BD DN 182 „Schlachtfeld WK II“ grenzt und in der näheren Umgebung Meilerplätze erfasst 
wurden. Bedenken gegen die Planung werden jedoch nicht erhoben. 

Das LVR-Amt für Liegenschaften weist mit Stellungnahme vom 19 Dezember 2025 darauf hin, dass das Plan-
gebiet nicht in einem bedeutsamen Kulturlandschaftsbereich (KLB) liegt. Allerdings gehört das Plangebiet 
zur Erinnerungslandschaft Hürtgenwald, Nordeifel und Ardennen. In der näheren Umgebung der Planfläche 
befinden sich der KLB 170 Soldatenfriedhof Hürtgen, der KLB 171 Kirche in Vossenack und der KLB 172 
Kriegsgräberstätte Vossenack. Insbesondere KLB 172 ist nahezu angrenzend. Alle drei KLB haben als kultur-
landschaftliches Ziel formuliert: „Achten von Ereignisorten“. Bedenken gegen die Planung werden jedoch 
nicht erhoben. 

Sachgüter 

Als Sachgüter können Flächen oder Objekte bezeichnet werden, die einer wirtschaftlichen Nutzung unter-
liegen. Im Plangebiet trifft dies auf die landwirtschaftliche Nutzung der Fläche zu. 

Gemäß Stellungnahme der Bezirksregierung Arnsberg vom 18. Dezember 2024 liegt der räumliche Gel-
tungsbereich des Verfahrens zudem über dem Feld der Erlaubnis zu wissenschaftlichen Zwecken „GEOb-
servatorium Aachen“ im Eigentum der RWTH Aachen University. 

ENTWICKLUNGSPROGNOSE 

Kulturgüter 

Im Plangebiet sind keine Bodendenkmäler bekannt, ein Vorkommen ist jedoch grundsätzlich möglich, da 
Bodendenkmäler in der näheren Umgebung vorhanden sind. Eine erhebliche Beeinträchtigung ist daher 
nicht zu erwarten, kann mangels systematischer Untersuchungen zum Ist-Zustand aber nicht abschließend 
ausgeschlossen werden. Diesbezügliche Maßnahmen werden in Kapitel 2.4 dieses Umweltberichts zusam-
mengefasst. 

Visuelle Wechselwirkungen zwischen dem Plangebiet bzw. dem Planvorhaben mit Kulturlandschaftsberei-
chen oder Baudenkmälern sind nicht gegeben. Insofern sind planbedingte Konflikte mit Kulturgütern nicht 
erkennbar. 

Sachgüter 

Im Hinblick auf die vorhandenen Sachgüter besteht die Empfindlichkeit in der Umwandlung der derzeitigen 
Nutzung. Mit der geplanten Nutzung bleibt eine landwirtschaftliche Nutzung in Form einer extensiven 
Grünlandwiese jedoch zusätzlich zur Errichtung einer PV-FFA erhalten. Insgesamt wird von einer geringen 
Empfindlichkeit des Schutzguts ausgegangen und der Eingriff als nicht erheblich bewertet. 

Die mit dem Feld der Erlaubnis zu wissenschaftlichen Zwecken verbundenen Belange erfordern keine Än-
derung der Plankonzeption, da die erteilte Erlaubnis noch keine konkreten Maßnahmen, wie z. B. Untersu-
chungsbohrungen, gestattet, sodass Umweltauswirkungen in diesem Stadium allein aufgrund einer Erlaub-
nis nicht hervorgerufen werden können. Insofern werden planbedingte Auswirkungen auf dieses Sachgut 
als unerheblich bewertet. 

2.2 Berücksichtigung der sonstigen umweltrelevanten Belange bei Durchführung der Planung 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 b) 

Die Auswirkungen auf die Schutzgüter wurden bereits in Kapitel 2.1 ermittelt und dargelegt. Ebenso ist eine 
Auseinandersetzung mit Natura-2000-Gebieten und deren Erhaltungszielen bereits in Kapitel 1.2.5 erfolgt. 
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Im Folgenden werden die bau- und betriebsbedingten Auswirkungen auf die übrigen Belange des § 1 Abs. 6 
Nr. 7 a bis i BauGB beschrieben. 

2.2.1 Vermeidung von Emissionen und sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB) 

VERMEIDUNG VON EMISSIONEN 

Die vorliegende Planung ermöglicht die Entstehung einer PV-FFA. Daher sind nur geringe Emissionen in 
Form von Reflexionen sowie während Bauphasen zu erwarten. Da das Plangebiet jedoch teilweise durch 
Grünstrukturen abgeschirmt wird, wirken sich die Reflexionen nur begrenzt auf das Umfeld aus. Insgesamt 
dient das Vorhaben dazu, Emissionen, die bei der konventionellen Stromerzeugung entstehen, zu vermin-
dern. 

SACHGERECHTER UMGANG MIT ABFÄLLEN 

Grundsätzlich führt der Betrieb einer PV-FFA nicht zu Abfällen, sodass keine Beeinträchtigung zu erwarten 
ist. 

SACHGERECHTER UMGANG MIT ABWÄSSERN 

Eine Entsorgung von Schmutzwasser ist nicht erforderlich. Niederschlagswasser soll durch eine flächige 
Versickerung abgeleitet werden. 

2.2.2 Nutzung von erneuerbarer Energie sowie sparsame und effiziente Nutzung von Energie 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 f BauGB) 

Die Nutzung von erneuerbarer Energie sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie können 
während der Bauphase nicht durch die Bauleitplanung gesteuert werden. Durch den Einsatz moderner 
Technik, Fahrzeuge und Maschinen kann jedoch Einfluss darauf genommen werden. Da ein sparsamer Um-
gang mit Energie(-trägern) bereits aus Kostengründen von Interesse für die ausführenden Unternehmen 
sein dürfte, ist mit der Berücksichtigung dieses Umweltbelangs zu rechnen. 

Durch das Vorhaben werden die Voraussetzungen für die Errichtung einer PV-FFA geschaffen. Dadurch wird 
ein Beitrag zur Energiewende geleistet. 

2.2.3 Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 g BauGB) 

Die Darstellungen von Landschaftsplänen wurden bereits in Kapitel 1.2.5 dieses Umweltberichts näher be-
schrieben. Das Vorhandensein von weiteren Umweltplänen ist nicht bekannt, sodass eine diesbezügliche 
Berücksichtigung nicht erfolgen kann. 

2.2.4 Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 h BauGB) 

Am Planungsziel orientiert wird eine „Fläche für Versorgungsanlagen“ mit der Zweckbestimmung „Freiflä-
chen-Photovoltaikanlage“ festgesetzt. Hiermit wird der Ausstoß von Luftschadstoffen auf das für die Erfül-
lung des Planungsziels erforderliche Maß beschränkt. 
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2.2.5 Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 i BauGB) 

Vorliegend sind keine besonderen Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschut-
zes oder mit anderen Vorhaben erkennbar, die zu einer erheblichen Störung des Naturhaushalts führen 
würden bzw. über die bereits in Kapitel 2.1 dieses Umweltberichts bezeichneten Wirkungszusammenhänge 
hinausgehen. 

2.2.6 Anfälligkeit des Vorhabens für schwere Unfälle oder Katastrophen 

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 j BauGB) 

Bei der Bewertung der Anfälligkeit des Vorhabens für schwere Unfälle oder Katastrophen ist zwischen den 
folgenden Aspekten zu unterscheiden (Ernst, Zinkhahn, Bielenberg, & Krautzberger, 2019): 

• Das nach Planaufstellung zulässige Vorhaben ist ein potenzieller Verursacher für schwere Unfälle 
oder Katastrophen, z. B. durch erhöhte Explosions- oder Brandgefahr. 

• Das geplante Vorhaben ist durch Ereignisse außerhalb des Gebiets für schwere Unfälle oder Kata-
strophen besonders gefährdet; dazu können z. B. Erdrutsche, Erdbeben oder Hochwasser gehören. 

Durch die beabsichtigte Nutzung sind keine Risiken für die menschliche Gesundheit gegeben, wie etwa eine 
erhöhte Brand- oder Explosionsgefahr, wie sie bei einem Störfallbetrieb oder industriellen Nutzungen zu 
erwarten wären. Äußere Einwirkungen, aufgrund derer der Betrieb selbst gefährdet sein könnte, beschrän-
ken sich nach aktuellem Kenntnisstand auf die folgenden Punkte: 

• Das Plangebiet befindet sich gemäß der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Untergrund-
klassen der Bundesrepublik Deutschland, Bundesland Nordrhein-Westfalen, Karte DIN 4149, Juni 
2006, in der Erdbebenzone 2 in der Untergrundklasse „R“ (Gebiete mit felsartigem Gesteinsunter-
grund). Die in DIN 4149 genannten bautechnischen Maßnahmen sind zu berücksichtigen. 

2.3 Entwicklungsprognose bei Nichtdurchführung der Planung 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 b) 

Bei Nichtdurchführung der Planung würde das Plangebiet in der bisherigen Form weitergenutzt werden 
und somit weiterhin einer landwirtschaftlichen Nutzung als Dauergrünland unterliegen. Somit würden auch 
die nutzungsbedingten Störwirkungen in gleichbleibender Form bestehen bleiben. 

Aufgrund von Schallemissionen des gleichbleibenden Verkehrs der B 399 würden störungsempfindliche 
Tiere insbesondere die westlichen Bereiche des Plangebiets meiden. Auch die Bewirtschaftung der land-
wirtschaftlichen Flächen mit schwerem landwirtschaftlichem Gerät würde zur temporären Schallbelastung 
sowie zum Eintrag von Chemikalien durch Pflanzenschutzmittel in den Boden führen. Eine Ausbildung hö-
herwertiger Vegetationsstrukturen wäre aufgrund der intensiven Bewirtschaftung nicht zu erwarten, und 
somit insgesamt auch keine Steigerung der biologischen Vielfalt. Die Funktionserfüllung als Kaltluftentste-
hungsgebiet bliebe jedoch unverändert. Das Landschaftsbild würde bei Nichtdurchführung der Planung 
keine Beeinträchtigung erfahren. 

2.4 Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 c) 

Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich von voraussichtlich erheblichen Beein-
trächtigungen des Landschaftsbilds sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in der 
Abwägung zu berücksichtigen. Eine erhebliche Beeinträchtigung der Schutzgüter Tiere, Pflanzen, biologi-
sche Vielfalt, Boden, Landschaftsbild, Mensch und Bodendenkmäler kann zunächst nicht ausgeschlossen 
werden. In Bezug auf diese Schutzgüter werden verbindliche Maßnahmen in die Plankonzeption aufgenom-
men: 
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Erforderliche Maßnahmen 

Code Maßnahme Maßnahmenbeschreibung 
Begünstigte 
Schutzgüter 

E1 Anlage und 
Pflege als exten-
sives Grünland 

Die Flächen innerhalb der zeichnerisch festgesetzten „Maßnah-
men und Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft“ sind anzusäen und als extensives Grünland 
zu pflegen und zu bewirtschaften. Es ist eine Ansaat aus Re-
giosaatgut aus dem Ursprungsgebiet 2 (z. B. Saatgutmischung von 
Rieger-Hofmann Nr. 24 „Solarpark“) oder aus im Naturraum ge-
wonnenem Heudrusch-Material zur Entwicklung einer extensiven 
Wiese anzusäen. Auf der Fläche ist maximal zweimal im Jahr eine 
Mahd durchzuführen. Alternativ ist die Bewirtschaftung durch 
Schafbeweidung allgemein zulässig. 

Der flächige Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln oder 
Herbiziden ist im räumlichen Geltungsbereich dieses Bebauungs-
plans unzulässig. Ein punktueller Einsatz zur Bekämpfung von 
Problempflanzen ist nur nach vorheriger Abstimmung mit der zu-
ständigen unteren Naturschutzbehörde zulässig. 

Tiere, Pflanzen, 
biologische Viel-
falt, Boden, Was-
ser, Luft, Klima 

E2 Erhalt von Be-
pflanzungen 

Damit sichergestellt ist, dass die Schutzfunktionen der geschütz-
ten Landschaftsbestandteile im Plangebiet gewahrt bleiben, wer-
den sie als Flächen zum Erhalt festgelegt. Zu ihrem weiteren 
Schutz liegen sie außerhalb der festgesetzten Baugrenzen. 

Tiere, Pflanzen, 
biologische Viel-
falt, Boden, Was-
ser, Luft, Klima, 
Landschaftsbild 

E3 Vorsorgender 
Bodenschutz 

Gemäß § 4 Abs. 1 BBodSchG i. V. m. § 7 BBodSchG haben sich alle 
so zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht her-
vorgerufen werden. Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden in 
nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und Vergeu-
dung zu schützen. Daher sind zur Minderung und Vermeidung von 
Eingriffen in den Boden insbesondere die folgenden Maßnahmen 
zu beachten: 

• Die baubedingte Flächeninanspruchnahme ist auf das unbe-
dingt notwendige Maß und möglichst auf zukünftig bebaute 
oder versiegelte Flächen zu begrenzen. 

• Bei Baumaßnahmen ist die obere Bodenschicht getrennt 
vom Unterboden abzutragen. Darunter liegende Schichten 
unterschiedlicher Ausgangssubstrate sind den Schichten ent-
sprechend zu trennen und zu lagern. Die Flächen für die Ma-
terialhaltung und Zwischenlagerung sind zu Beginn der Bau-
maßnahmen abzugrenzen. Die geltenden Bestimmungen 
nach DIN 19731 und DIN 18915 in den jeweils gültigen Fas-
sungen sind zu beachten. 

• Eine Kontamination von Boden während des Baubetriebs ist 
zu vermeiden. Bodenverdichtungen und Gefügeschädigun-
gen durch Bodenarbeiten bei nasser Witterung sind zu ver-
meiden. 

Mit der Novellierung der BBodSchV wurde rechtsverbindliche 
Vorgaben zur Durchführung einer bodenkundlichen Baubeglei-
tung bei größeren Bauvorhaben eingeführt. Bei Maßnahmen, die 
die durchwurzelbare Bodenschicht auf mehr als 3.000 m² bean-
spruchen, kann die jeweilige Genehmigungsbehörde nun nach § 4 
Abs. 5 BBodSchV (n. F.) im Benehmen mit der zuständigen Boden-
schutzbehörde eine bodenkundliche Baubegleitung verlangen. 
Bei den Baumaßnahmen sind die bodenschutzfachlichen Anfor-
derungen an die Planung und Ausführung von Baumaßnahmen 
gemäß DIN 19639 [1] zu beachten. 

Boden, Wasser 
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E4 Beschränkung 
der Modulhöhe 

Die Aufbauhöhe der Module darf maximal 4,0 m betragen. Landschaftsbild 

E5 Eingrünung der 
Plangebietsgren-
zen 

In der zeichnerisch festgesetzten „Fläche zum Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ M1 ist ein Ge-
hölzstreifen sowie in M2 eine freiwachsende Strauchbepflanzung 
anzulegen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.  

Landschaftsbild 

E6 Meldung archä-
ologischer 
Funde 

Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und 
Befunde sind der Gemeinde als unterer Denkmalbehörde oder 
dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland unverzüg-
lich zu melden. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst un-
verändert zu erhalten. Die Weisung des LVR-Amts für Bodendenk-
malpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. 

Bodendenkmäler 

Tabelle 9: erforderliche Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

Im Hinblick auf das Schutzgut Tiere sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten. Im Sinne des 
Eingriffsvermeidungsgebots wird jedoch eine vorsorgliche Maßnahme in die Plankonzeption aufgenom-
men: 

Vorsorgliche Maßnahmen 

Maßnahmen Begünstigte 
Schutzgüter Code Name Beschreibung 

V1 Bauzeitenrege-
lung 

Die Installation der Solarmodule und die begleitenden Arbeiten 
auf der Vorhabenfläche muss während der vermehrungsfreien 
Zeit und der Vegetationsruhe vorgenommen werden. Dies um-
fasst den Zeitraum vom 1. September bis 28. Februar. Konflikte 
mit freilebenden Tieren können so vermieden bzw. vermindert 
werden. 

Vor Beginn der Baufeldräumung/dem Herrichten der Flächen ein-
schließlich des Abräumens von Feldfrucht- bzw. Ernteresten sind 
die Installationsbereiche einschließlich der Ränder/Säume und 
Übergänge zu Nachbarflächen nach Tieren, Jungtieren und Ge-
lege abzusuchen. Dies gilt insbesondere dann, wenn die Arbeiten 
nicht während der vermehrungsfreien Zeit durchgeführt werden 
können. Bei unverhofften Funden von Jungtieren und Brutgele-
gen sind die Arbeiten in diesem Teilbereich so lange zurückzustel-
len, bis die Jungtiere die Vermehrungsstätte verlassen haben. Im 
besonderen Fall bleibt ein weiteres Vorgehen mit der unteren Na-
turschutzbehörde des Kreises Düren abzustimmen. 

Tiere, Pflanzen, 
biologische Viel-
falt 

Tabelle 10: vorsorgliche Maßnahmen 

2.5 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 d) 

Die Prüfung von Standortalternativen ist bereits auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung erfolgt. 
Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung sind alternative Planungsmöglichkeiten in Bezug auf die Kon-
zeption darzustellen. 

Zur Feststellung der kommunalen Potenziale für Photovoltaik-Freiflächenanlagen sowie zur Identifizierung, 
welche Flächen hiervon am besten geeignet sind, gab die Gemeinde Hürtgenwald eine Standortuntersu-
chung in Auftrag. Im Rahmen dieser Untersuchung wurde die vorliegende Fläche als vollständig im LEP-
Gunstraum liegend identifiziert und zur Ausweisung empfohlen. Im Vergleich zu anderen Flächen weist das 
Plangebiet deutliche Vorteile, wie etwa die vorhandene Abschirmung aufgrund des Waldes oder der Ent-
fernung und der dazwischen errichteten baulichen Anlagen, auf. 
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2.6 Erhebliche nachteilige Auswirkungen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 2 e) 

Im Rahmen der erheblichen nachteiligen Auswirkungen sollen die Auswirkungen nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 j 
BauGB beschrieben werden. Gemeint sind hiermit die Auswirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach 
dem Bauleitplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind. Sie wurden 
bereits in Kapitel 2.2.6 untersucht. Erhebliche nachteilige Auswirkungen sind somit nicht zu erwarten. 

3 ZUSÄTZLICHE ANGABEN 
(BauGB Anlage 1 Nr. 3) 

3.1 Technische Verfahren und Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 3 a) 

Die Bestandsaufnahme erfolgt auf der Grundlage von Ortsbegehungen und relevanten Gutachten, durch 
Informationssysteme des LANUK NRW sowie anhand von weiteren Quellen, die im Umweltbericht aufge-
führt sind. Konkrete Schwierigkeiten bei der Ermittlung und Zusammenstellung der Angaben haben sich 
bisher nicht ergeben. Gleichwohl beruhen verschiedene Angaben auf allgemeinen Annahmen oder groß-
räumigen Daten (z. B. faunistische Daten, Klimaangaben) und beinhalten eine gewisse Streuungsbreite. Für 
die Ermittlung und Beurteilung der erheblichen Umweltauswirkungen der Planung in der vorliegenden 
Form bilden die zusammengestellten Angaben jedoch eine hinreichende Grundlage. 

3.2 Geplante Überwachungsmaßnahmen 

(BauGB Anlage 1 Nr. 3 b) 

Gemäß der Anlage 1 Nr. 3 b zum BauGB sind die geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen 
Auswirkungen der Durchführung des Bauleitplans auf die Umwelt zu beschreiben. Zweck dieser Beschrei-
bung ist es, das Monitoring gemäß § 4c BauGB für die Gemeinde vorzustrukturieren. Anders als bei der 
Überwachung nach § 4c BauGB, in deren Rahmen insbesondere auf unvorhergesehene nachteilige Umwelt-
auswirkungen eingegangen werden soll, werden bei der Vorstrukturierung alle geplanten Überwachungs-
maßnahmen aufgelistet. Die geplanten Überwachungsmaßnahmen orientieren sich an den zuvor ermittel-
ten Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich von erheblichen Beeinträchtigungen 
der Schutzgüter. 

Vorstrukturierung der Überwachungsmaßnahmen 

Erheblich be-
troffene Schutz-

güter 

Zu überwachende Maßnahme 
Zeitpunkt und Art der Überwachung 

Code Bezeichnung 

Tiere, Pflanzen, 
biologische Viel-
falt, Boden, Was-
ser, Luft, Klima 

E1 
Anlage und Pflege als extensives Grün-
land 

Unregelmäßige Kontrolle nach den Bau-
maßnahmen/Fotodokumentation 

Tiere, Pflanzen, 
biologische Viel-
falt, Boden, Was-
ser, Luft, Klima, 
Landschaftsbild 

E2 Erhalt von Bepflanzungen 
Unregelmäßige Kontrolle während der 
Baumaßnahmen/Fotodokumentation 

Tiere, Pflanzen, 
biologische Viel-
falt, Boden, 

E3 Eingrünung der Plangebietsgrenzen 
Unregelmäßige Kontrolle nach den Bau-
maßnahmen/Fotodokumentation 
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Wasser, Luft, 
Klima, Land-
schaftsbild 

Tiere, Pflanzen, 
Boden 

E4 Regelmäßige Bodenbearbeitung 
Unregelmäßige Kontrolle während der 
Baumaßnahmen/Fotodokumentation 

Boden, Wasser E5 Vorsorgender Bodenschutz 
Unregelmäßige Kontrolle während der 
Baumaßnahmen/Fotodokumentation 

Landschaftsbild E6 Beschränkung der Modulhöhe Bauantragsverfahren 

Bodendenkmäler E7 Meldung archäologischer Funde 
Unregelmäßige Kontrolle während der 
Baumaßnahmen/Fotodokumentation 

Tabelle 11: geplante Überwachungsmaßnahmen 

3.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

(BauGB Anlage 1 Nr. 3 c) 

Mit dem zugrunde liegenden Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Er-
richtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage geschaffen werden. Zur Untersuchung der von den Bauleit-
planverfahren begründeten Umweltauswirkungen wurde eine Umweltprüfung durchgeführt. Deren Ergeb-
nisse werden im vorliegenden Umweltbericht zusammengefasst. 

Demnach kann eine erhebliche Beeinträchtigung der Schutzgüter Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Bo-
den, Landschaftsbild, Mensch und Bodendenkmäler zunächst nicht ausgeschlossen werden. Ursachen sind 
die Beseitigung bestehender Vegetation, der Verlust von schutzwürdigen Böden durch den Bau des Vorha-
bens sowie die Zerstörung von eventuell vorhandenen Bodendenkmälern durch Bodeneingriffe. Vor die-
sem Hintergrund werden verbindliche Kompensationsmaßnahmen in die Plankonzeption aufgenommen. 
Hierzu gehören die Anlage und Pflege der Fläche als extensives Grünland, die Eingrünung der Plangebiets-
grenzen sowie der Erhalt der geschützten Landschaftsbestandteile, Maßnahmen des vorsorgenden Boden-
schutzes sowie die Meldung von archäologischen Bodenfunden. 

Bei der Umsetzung des Vorhabens bleiben die geschützten Landschaftsbestandteile jedoch vollständig er-
halten. Das Vorkommen von planungsrelevanten Arten ist im Plangebiet nicht zu erwarten. Somit kann eine 
erhebliche Beeinträchtigung ausgeschlossen werden. 

Der Eingriff in das Schutzgut Fläche ist gering. Zwar werden ca. 60 % der Fläche für eine Überbauung mit 
PV-Modulen vorgesehen, jedoch wird hiervon nur ein minimaler Wert für die Metallunterkonstruktion tat-
sächlich versiegelt. Vor diesem Hintergrund wird der Eingriff in das Schutzgut Fläche als nicht erheblich 
bewertet. 

Im Plangebiet sind in großen Teilen schutzwürdige Böden vorhanden. Die Bodenstruktur wird jedoch nur 
in geringem Maß verändert. Durch vorsorgliche Maßnahmen können erhebliche Beeinträchtigung ausge-
schlossen werden. Mit Schadstoffeinträgen in den Boden ist beim Betrieb einer PV-FFA nicht zu rechnen. 

Im Plangebiet oder im von der Planung betroffenen Umfeld sind wasserrechtliche Schutzgebiete oder ober-
irdische Gewässer nicht vorhanden. Eine Beeinträchtigung des Grundwassers kann aufgrund der fehlenden 
natürlichen Versickerungsfähigkeit in den oberen Bodenschichten ausgeschlossen werden. Mit Beeinträch-
tigungen durch Hochwasser und Starkregen ist nicht zu rechnen. Daher ist von einer geringen spezifischen 
Empfindlichkeit des Schutzguts Wasser auszugehen und baubedingte Auswirkungen in Form von Versiege-
lung werden als nicht erheblich erachtet. Der Bau und der Betrieb einer PV-FFA führen zudem nicht zum 
Einsatz von wassergefährdenden Stoffen. 

Klimatisch bedeutsame oder luftreinhaltende Strukturen sind im Plangebiet nur untergeordnet vorhanden 
und können vollständig erhalten bleiben. Daher sind die planbedingten Auswirkungen gering. Insgesamt 
leistet das Planvorhaben einen positiven Beitrag zur Klimawende durch die Produktion von regenerativer 
Energie. Die Schutzgüter Luft und Klima werden hiermit positiv unterstützt. 

Das Plangebiet liegt zwar in einem Erholungsort, besitzt selbst jedoch keine Bedeutung für die Naherho-
lung. Allerdings wird das Landschaftsbild durch den Bau bzw. das Aufstellen der PV-Module sowie ggf. von 
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Batteriespeicheranlagen verändert. Das Landschaftsbild ist jedoch bereits durch die B 399 vorbelastet. 
Waldzellen im Süden und Osten schränken zudem die Sichtbarkeit des Plangebiets ein, wodurch Auswir-
kungen auf das Landschaftsbild vermindert werden. Erhebliche Beeinträchtigungen können durch eine Ein-
grünung der Plangebietsgrenzen verhindert werden. Der spätere Betrieb des Vorhabens lässt keine Beson-
derheiten erkennen, die zu einer maßgeblichen Veränderung des Landschaftsbilds führen. 

Der Betrieb des Vorhabens wird vereinzelte Emissionen in Form von Reflexionen bei niedrigen Sonnenstän-
den auslösen. Diese können sich auf umliegende Verkehrstrassen auswirken. Die Auswirkungen auf den 
Menschen liegen jedoch unterhalb der Erheblichkeitsschwelle und somit zu tolerieren. 

Visuelle Wechselwirkungen zwischen dem Plangebiet bzw. dem Planvorhaben mit Kulturlandschaftsberei-
chen oder Baudenkmälern sind nicht gegeben. Bodendenkmäler sind im näheren Umfeld bekannt, werden 
jedoch durch die Planung nicht berührt. Insofern sind planbedingte Konflikte mit Kulturgütern nicht erkenn-
bar. 

Die landwirtschaftliche Nutzung bleibt in Form einer extensiven Grünlandwiese zusätzlich zur Errichtung 
einer PV-FFA erhalten. Das Erlaubnisfeld wird durch die Planung nicht infrage gestellt, insofern wird der 
Eingriff in Sachgüter als nicht erheblich bewertet. 
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